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Einleitung. 



Nächst dem Problem über die Beibehaltung oder Abschaf- 
fung der Todesstrafe hat, wie die Geschichte der jüngsten 
strafrechtlichen Gesetzgebungswerke auf den ersten Blick hin 
ersehen lässt, in neuerer Zeit kein Gegenstand die allgemeine 
Aufmerksamkeit in höherem Grade auf sich gelenkt, als die 
dem sogenannten internationalen Strafrechte gewidmeten Be- 
stimmungen. In naturgemässer Folge hieyon zeigte sich auf 
diesem Gebiete alsbald eine tiefgehende Verschiedenheit der 
Anschauungen, wobei nicht nur die einschlägigen Doktrineu 
der früheren Zeit wieder auflebten, sondern auch manche neue 
Ansichten zu Tage kamen. 

Ifi Deutschland trat diese Erscheinung binnen kurzer 
Zeit zweimal auf, nämlich bei Schaffung des nunmehrigen 
Beichsstrafgesetzbuches in den Jahren 1869 und 1870^) und 
gelegentlich der Novelle zu. demselben vom 26. Februar 1876*). 

Ebenso boten in Italien die verschiedenen Versuche, ein 
einheitliches Strafrecht herzustellen, den Gesetzgebungsfakloren 



Vergl. hiezu die bei Wächter, Beitrag zur Geschichte und Kritik 
der EotwOrfe eines Strafgesetzbuches für den Korddeatsdieii Bond 8. 18 ff. 
und 8» 74 angegebene literator; dessen eigene Anaidit, 8. 74 if., sowie 
besondcffi Blnding, der Entwiirf eines StG.B* iDr den norddeiitsehen 
Bund & 116 ff. — Sf. ferner Yerhandliingen des BeichstageB des Nord> 
deutschen Bundes 1870, Bd. I 8. 157 ff.; Bd. III (Dnicksachen Nr. 5) 
8. 81 ff. und Anlage 1 hiezu S. VI ff. 

') Vergl. C. Fuchs, zur Revision des deutschen Strafgesetzbuches; 
ferner Verhandluugen des deutschen Keichstages IS^'/ie, Bd. I S. 397 ff., 
8. 621 ff.; Bd. a S. 1307 ff.; Bd. lU (Drucksachen Nr. 54) S. 161 ff. 

1 



und der Wissenschaft Aiilass, eine wiederholte Besprechung 
und Prüfung der mannigfaltigen Ansichten vorzunehmen ; 
endlich Hessen insbesondere der neueste Entwurf eines Straf- 
gesetzbuches für das Königreich der Niederlande und dessen, 
gegenüber dem bisherigen Rechtszustande ziemlich weitgehende, 
Nonnen über das Herrschaftsgebiet der Strafgesetze^) es wün- 
sdiensverth ersdieinen, diese Lehre einer neuerlidien Unter- 
suchung zu unterziehen. ^ 

Hiebe! drängte sich in BSlde die Erkenntniss auf, dass 
eine erschöpfende und erspriessliche Behandlung derselben nur 
vermittelst eines Zurückgehens auf den Rechtsgrund der Strafe 
und des staatlichen Strafrechtes zu hoffen stehe. Gleichzeitig 
aber machte sich das Bodürfniss fühlbar, den Begriffen Inland 
und Ausland, welche gewöhnlich einer näheren Betrachtung 
nicht gewürdigt und als ganz klar behandelt werden, eine ge- 
nauere IWung zu Theil werden zu lassen. Diese ergab das 
überraschende Resultat, dass nicht einmal die natürlichen 
Grenzen des Inlandes unbestritten feststehen, geschweige denn, 
dass über den Einfluss der staatsrechtlichen Verhältnisse 
auf diesen Begriff voUkoninieiie Klarheit bestünde. Ohne solche 
mangelt aber begreiflicher Weise jeder Untersuchung über den 



•) Vergl. Manfredini, estraterritorialitk del diritto penale (archivio 
ginridico, Tol. X p. 153 sequ. ; Geyer, considerazioni critiche (rivista pe- 
nale, yoL I p. 262 sequ.); Lueehinl, diritto penale Intenuudonale (ebenda 
pag. 812 sequ.); Giampaok» Tolomei, atndi iiitonio al progetto del oodioe 
penale pel regne d'Mia (ebenda vol. YII p. 5 seq^); femer die offisiellen 
PnbUkatienen- „Progetto del codioe penale del regno d'Italiai juresentato . . . 
dal miniBtro . . . Mancini con la lelaikine ministeriale", p. 40 aeqa. und 
„Progetto del codice penale del regno d'Italia, sunto delle cewnwdoni e dei 
parcri della magistratura, delle facolta. di giurisprudenza etc." p. 34 eeqa* 
(1877). — auch abgedruckt in der rivista penale vol. VI pag. 223 sequ.; - 
endlich den der eben genannten Zoitschiift beigegebenen faacicok) supple- 
mentare al vol. V , pag. VI sc»ju. 

*) Ontwerpen van cen wetboek van strafregt en daartoe behooreude 
wetten met toclichting, a'Gravenhage 1875, S. 158 ff.; vergl. auch meine 
Be^rechung desselben im Gericbtssaal Bd. 29 (1877) S. 215 ff.. Insbeson- 
dere S. 228 C 
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angemessenen und naturgcmässen Geltungsbereich der Straf- 
gesetze ihre unentbehrlichste Grundlage. 

Wie wir nun in jüngster Zeit den Versuch gemacht haben, 
zur Fidrung der Ausdehnung desselben für den Fall, dass eine 
Angrenzung an^das Meer stattfindet, einen Beitrag zu leisten % 
so soll im Folgenden, Torzüglich in Anwendung auf die moder- 
nen deiitsclicii Verhältnisse, an der Hand und unter Berück- 
sichtigung der Grundbegriffe des Staats-Kechtes die Bedeutung 
dieser für den strafrechtlichen Begriflf Inland einer grösseren 
Bestimmtheit eotgegeugeführt werden. 

Was bisher in dieser Bichtung geschehen ist, schloss 
sich gewöhnlich an besondere Anlässe an. Die grosse Zahl 
Yon wichtigen und auch für das Staatsrecht interessanten poli- 
tischen Vorgängen der neueren Zeiten legten es aber, wie sie 
die Studien über das Staats-Recht selbst wiederum neu beleb- 
ten, auch nahe, deren Einwirkungen auf andere Kechtsgebiete 
eine eingehendere Untersuchung zu widmen. 

Die nachfolgenden Betrachtungen werden nicht selten d(;n 
Beweis liefern, dass eine gesonderte Prüfung des letztangedeu- 
teteu Verhältnisses entschieden geboten ist. Man hat sich zu- 
weilen allzuschnell verleiten lassen, die Begriffe der einen Dis- 
ziplin ohne weitere Skrupel über die Zulässigkeit eines solchen 
Vorgehens auf Fragen einer anderen anzuwenden. 

Bezüglich mancher ciTilrechtlicher Begriffe, wie Besitz, 
Vermügensnachtheil und dergleichen, hat sich die ünangemes- 
senheit einer unveränderten, uiiterscheidungslosen Herüber- 
nahme derselben auf das Gebiet des Strafrechts schon oft 
herausgestellt und sich so Gelegenheit geboten, durch Beleuch- 
tung der Folgen eines solchen Verfahrens vor demselben zu 
warnen.*) 



*) „Studien aber einige Fragen des Seestnfi«diteB'* in ?. Boitzen- 
dorff und Brentano, Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volka- 
whthschaft im deutschen Reiche, N. F. Bd. II, Heft 1, S. 33 ff. 

•) Vergl. hiezu besonders Hälschner, System des Preussischen 
Strafrechts, Tb. U, § 69 Anm. 1 u. 2 (Bd. Ul S. 429 ff. seines Werkes 

1* 
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Ein ähnliches Verhältniss besteht aber auch in Ansehung 
mancher Begriffe des Staatsrechts. 

Es kommt nämlich nicht selten vor, dass die staatsrecht- 
liche nnd die strafrechtliche Gesetzgebung nidit gleichen Schritt 
halten. Insbesondere bei nenen staatlichen Bildungen oder 
son^tif^ou \'orgäiigen ahnlicher Art werden naturgemäss zumeist 
vor allem Anck'ren durch dieselbcu angeregten verfassungs- 
rechtlichen Fragen geregelt, während man ihre Konsequenzen 
für die anderen Rechtsgebiete gerne erst zu einer Zeit zieht, 
in welcher sich die Gemüther bereits mehr beruhigt und die 
neuen Zustande einen gewissen Grad der Konsolidation er- 
reicht haben. 

Bleiben auf diese Weise die strafreditlichen Gesetze der 
fr&heren Zeit, welche nur die zur Zeit ihrer Erlassung be- 
stehenden Verhältnisse im Auge haben, auch nach einer be- 
deutenden Veriinderung oder Ersetzung dieser letzteren durch 
neue Schöpfungen noch in Kraft, während die neben ihnen 
geltenden staatsrechtlichen Bestimmungen bereits die neue Ge- 
staltung der Dinge berücksichtigen, so ist es leicht crklärUch, 
. dass Begriffe, welche beidra Gebieten gemeinsam sind, rück- 
sichtlich ihrer Bedeutung nicht ganz congmiren. 

Dies gilt nun Torzugsweise Yon dem Begriffe „Inland**. 

Gewöhnlich wird die Bedeutung derselben lediglich ton 
staatsrechtlichen Gesichtspunkten aus festgestellt, und demzu- 
folge darunter das ganze jeweilige Gebiet eines Staates ver- 
standen. Für Gegenstände des Staatsrechts ist dies auch voll- 
kommen zutreffend, da das ganze einer Staatsgewalt unter- 
worfene Gebiet im Zweifel als ein einheitliches Ganzes bezüglich 
der inneren Organisation nach den nämlichen Regeln und Ge- 
setzen zu beurüieilen und zu behandeln ist. Legt man aber 
unter den erwähnten Umständen auch bei Entscheidung straf- 
rechtlicher Fragen jenem Begriffe ohne Weiteres diesen Inhalt 
zu Grunde, so kann dies häufig eine Auslegung der bezüg- 



„das Preossische Straf recht") ; Merkel in t. Holtzendorffs Handbudi des 
deiilMbeii8tn&feditofid.IUS.638ff., S.648£, &768ff.; Bd. lY &4a2C 
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liehen GesetzcsbcstimmuTigon zur Folge h&bon, welche den für 
den (Gesetzgeber bei ihrer Aufstellung massgebenden Intentionen 
znwideiliSiift. 

Es werden nvanche Bestimmungen for und in Bezug auf 
das „Inland** schlechthin aufgestellt, weil das Gesetz gewöhn- 

lieh von der Voraussetzung der Kontinuität der bestehenden 
Verhältnisse ausgeht. Ebendcsshalb ist es für den Fall einer 
Veränderung der letzteren nicht selbstverständlich, dass es 
dem Willen des Gesetzgebers entspreche, nunmehr auch die 
neuen Zustände nach den bisherigen Gesetzen ohne Weiters 
zu bemessen. Vielmehr spricht die Vermuthung dafür, dass 
er mit diesen nur die zur Zeit ihrer Erlassung bestehen- 
den Verhaltnisse treffen wollte. 

Wir werden im Folgenden zu öfteren Malen, namentlich 
bei Betrachtung der Verbrechen im Rückfalle (§§ 3 und 12) 
Gelegenheit haben, die eben erörterte 'J'husis eingehender zu 
begründen. Möge es daher erlaubt sein, an dieser Stelle vor- 
erst den Beweis derselben als erbracht anzunehmen und die 
erste und nächstliegende Folgerung aus derselben zu ziehen. 

Dieselbe geht nun dahin, dass der Begriff Inland nicht 
nothwendig f&r das Strafrecht immer dieselbe Bedeutung haben 
muss, als für das Staatsrecht« dass Tietmehr unter Umstanden 
darunter auch ein kleineres oder grosseres als das jeweils yon 
einer Staatsgewalt beherrschte Gebiet yerstanden werden kann. 
Da die Entscheidung der Frage, ob ein solcher Unterschied 
Platz greife, nach dem Gesagten davon abhängig ist, ub das 
Staatsgebiet noch denselben Umfang als zur Zeit der Emani- 
mng des fraglichen Strafgesetzes habe oder nicht , so führt 
dies dazu, für solche Fälle unter Inland" zu begreifen das- 
jenige Gebiet, für welches das in Frage stehende 
Strafgesetz erlassen worden ist^ Uber welches dasselbe 
absolut und eiddusi? herrsdien will, innohalb dessen ihm 

So auch der tatetreicliiMlie „Entwurf eines neuen Strafgesetoet 
aber Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen*^ von 1874, $ 8: „Als In- 
land im Sinn dieses Gesetzes ist das Gebiet ansusehen, f&r wdcbes das- 
selbe eriassen ist." 
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sämmtliche Personen, abgesehen von einzelnen subjektiven Ex- 
emtionsgründcn, unterworfen sein sollen, gleichgültig ob sie 
sich dauernd oder nur yorübergehend in demselben anfbalten. 

Die Möglichkeit einer Differenz des unter den Begriff 
Iiüand fallenden Baumes für Fragen des Staatsrechts einer* 
seits und für solche des Strafrechts andererseits scheint schon 
längst gefühlt worden zu sein. Hat man es doch häufig für 
nothwendig erachtet, bei Verkündigung eines neuen Strafge- 
setzes, auch wenn dessen Geltungsbereich das jeweilige Staats- 
gebiet ganz umfassen sollte, dies noch ausdrücklich hervorzu- 
heben. Zum Beweise hiefür möge Beispiels halber nur auf 
das Publikationspatent zu Karolina Bezug genommen, für die 
neuere Zeit aber auf die ersten Artikel der Einfuhrungsgesetze 
zum preussischen Strafgesetzbuche vom 14. April 1851, zum 
bayerischen Slarafgesetzbnche yom 10. NoTember 1861, sowie 
zum Strafgesetzbuche für den Norddeutschen Bund vom 31. Mai 
1870, ferner auf Art. 9 des bayerischen und § 8 des nord- 
deutschen, jetzt deutschen Strafgesetzbuches verwiesen werden. 

Der Grund zu der besonderen Bstonung, dass die bezüg- 
lichen Gesetze für das ganze Territorium Wirksamkeit haben 
sollen, mag theilweise in der Bücksicht darauf gelegen sein, 
dass manchmal Gesetze nur für einzelne Theile des Staats- 
ganzen erlassen werden. 

Beispiele hiefÜr bilden die am 17. Juni 1796 erfolgte 
Einführung des „Strafgesetzbuches für Wcstgalizien", des Vor- 
läufers des am 3. September 1803 für die gesammten deut- 
schen Erblande Oesterreichs publizirten Gesetzbuches über Ver- 
brechen und schwere Polizeiübertretungen, sowie aus der neue- 
sten Zeit die nicht geringe Anzahl von Spezialgesetzen des 
Deutschen Reiches für Elsass-Lothringen. 

In derartigen Fallen kann es leicht vorkommen, dass 
ein Cresetz nur die seinen eigenen Geltangsbereich berührenden 
Interessen in's Auge fassen und darum, besonders wenn das 

") „Vorrede des peinlichen Halggerichts", verbis: „da^ alle vnd jede 
vnser vnnd des Reichs Vnderthaiien sich hinfürter inn peinlichen Sa- 
chen etc/' 



fraglicho Torritorium eine mehr odor minder bedeutende staats- 
rechtliche Sonderstellung einnimmt, unter „Inland" auch nur 
dieses verstanden wissen will. Unter solchen Umständen ist 
ebenfalls die ohm gegebene Definition dieses Begriffes za- 
treffend: 

EndBdi kommt dieselbe andi dann in Betracht, wenn es 
sich imi Anwendung der allgemeinen Gmndsätze des Strafge- 
setzbndis über das Herrschaftsgebiet der Strafgesetze auf solche 
Vorschriften handelt, die von einem Organe ausgegangen sind, 
welches nur eine räumlich beschränkte C()in])eteuz besitzt. Soll 
eine analoge Beurtheilung der einschlägigen Fragen erfolgen, 
so ist dies nur unter Zugrundelegung jener Begriffsbestimmung 
zu erreichen. 

Alles Dieses führt zu der Erkenntniss, dass im Gegen- 
satze zu dem Staatsrechte für das Strafrecht das Wort „In- 
land** bisweilen ein unbestimmter, relatirer Begriff ist und 
dessen Präzisirung daher eine nähere Prüfung erfordert. 

In den meisten Fällen wird, soferne nicht eine ausdrück- 
liche Bestimmung vorliegt, die — im Art. 1 des code civil 
noch ausdrücklich aufgestellte — Präsumtion Platz greifen, 
dass die Oesetze im Zweifel für das ganze Staatsgebiet Wirk- 
samkeit haben; zuweilen aber wird allein die Beschränktheit 
des Herrschafts- oder Gompetenzgebietes jenes Organes mass- 
gebend sein, Ton welchem die fragliche Vorschrift erlassen 
worden ist. 

Es ist nur eine andere Formulirung für das bisher Er- 
örterte, wenn wir sagen, es sei die Bedeutung des Begriffes 
Inland im Strafrechte eine von der des Staatsrechts verschie- 
dene und man habe darunter dasjenige Gebiet zu verstehen, 
für welches das jeweils in FVage stehende Gesetz erlassen wor- 
den ist. Hat uemlich dasselbe Wirksamkeit für das ganze 
Staatsgebiet, so fuhrt unsere Begriffsbestimmung zu demselben 
Resultate als die Anwendung der staatsrechtlichen Definition. 
Liegt aber einer der besprochenen Ausnahmsfalle Tor und be- 
steht also eine Differenz zwischen dem Geltungsbereiche des 
beti:, Gesetzes und dem Umfange des Staatsgebietes, so ist 



nach uusereu bisherigen Ausführungen nur vermittelst der eben 
aufgestellten Definition das richtige Resultat zu erzielen. 

Die Betrachtung der verschiedenen Grundformen staat- 
licher Vereinigung wird neben der Bestätigung dieser allge- 
meinen Begeln auch deren Konsequenzen ersehen, zugleich 
aber auch die Eigenart jedes der einzelnen Grundtypen in 
ihrem Einflüsse auf die Gestaltung des Inlandsbegriffes her- 
vortreten lassen. 



X Im JEixLheits- Staat. 

• 1. Nebeneinanderbestehen mehrerer Strafgesetze. 

§ 1. 

a. Bedeutung desselben fm Allgemeinen. 

Die durchgreifende Umgestaltung der staatlichen Ver- 
hältnisse Europas, welche vorzüglich der Anfang des gegen- 
wärtigen JaJhrhunderts mit sich brachte, vereinigte, insbeson- 
dere in Deutschland, - nicht selten die heterogensten Stamme 
und Völker zu einem Staatswesen und unter derselben 
Staatsgevralt. Die fortwährenden Veränderungen, welche sich 
einige Zeit lang in der Zusammensetzung der dnzeben Staaten 
ergaben und erst mit der Wiener Kongressakte ihren Torlänfi- 
gcn Abschluss fanden, erschwerten natürlich die Herstellung" 
einer innigeren Verbindung zwischen den verschiedenen Staats- 
bestandtheileu und zwangen, um dieselbe nicht noch mehr zu 
verlangsamen, zu schonender Behandlung mancher neu oder 
nach längerer Entfremdung wieder erworbenen Provinzen. 

WoUte man nicht ron vorneherein auf eine giitlidie 
Durchführung des Vereinigungsprozesses verzichten so er- 
übrigte nichts, als sich zunächst auf die staatliche Unifizirung 
zu beschränken und hinsichtlich der übrigen Gebiete sich auf 
die Zukunft zu vertrösten. 

So war es auch zumeist die Rücksicht auf die Sympa- 
thien der linksrheinischen Bevölkerung für französisches Wesen 
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und französische ßechts-Institutionen, welche die beiden gröss- 
ten Staaten des neaen Deutschen Beiches, Freussen und Bayern, 
seiner Zeit davon abhielt, in jenen Landestheüen ihre altlän- 
dische Gresetzgebung einzuführen. 

Für Preussen mag vielleicht daneben noch die bereits 
im Jahre 1805 offiziell ausgesprochene i) Erkenntnis« einer 
wesentlichen Yerbesserungsfähigkeit und -Bedürftigkeit des 
Th. II. Tit. 20 des allgemeinen Laudrechts massgebend ge- 
wesen sein; Bayern hingegen befand sich damals in der glück- 
lichen Lage, erst kurz vorher durch Adoptirung des Feuer- 
bach'scben Projektes seine Kriminal -Gesetzgebung mit den 
Forderangen der Zeit in Uebereinstimmung gesetzt zu haben. 

In Folge der Konservirung des französischen Rechtes in 
den linksrheinischen Provinzen, welche längere Zeit unter fran- 
zösischer Herrschaft gestanden waren, zerfiel das einheitliche 
Gebiet dieser Staaten in zwei Theile mit wesentlich yerschie- 
denen Gesetzgebungen, ein Zustand, der sich insbesondere auf 
dem Gebiete des Strafrechtes äusserst fühlbar machte*). Am 
1. Juli 1851 3; jedoch trat in dieser Hinsicht in Preussen, am 



Yergl. das Pablikations-Pateut zur Crimiml-Ordnung vom 11. De- 
zember 1805. 

') Vergl. den Vortrag des Referenten Dr. Weiss über den bayeri- 
schen Strafgesetzentwurf von 1855, Vcrbandlungon des Gesetzgebungs-Aus- 
schusses der Kammer der Abgeordueten des Königreiches Bayern lö'^/»r, 
Bd, I S. 6. 

3) Dieser Tag war nicbt vollkommen entsclieidend, da in den Ilohen- 
zollemschen Landen auf Grund eines Gesetzes vnui .'Jü April 1851 das 
neue Strafgesetzbuch erst am 1. Januar 1852 in Kratt trat. (Golt dam- 
mer, die Materialien zum St.G.B. für die preussischen Staaten Bd. 1 S. 4; 
Oppenhoff, das 8tG.B. f. d. Pr. St Nr. 1 m Art I des EtofOhrungs- 
geeetseB.) 

Die anlABsUch der Annexionen Ton 1866 neuerdhigB eingetretene 
BecfatBveEBchiedenheit wurde bekumtlich baUUgat durch die Yeroidnnngen 
vom 12. Dezember 1866 und 25. Joni 1867 wieder gehoben, in GemAasheit 

welcher in den neu erworbenen Landestheüen die preussische Gesetzgebung 
mit Wirksamkeit vom 1. Jaijjuar nnd resp. 1. September 1867 an ein- 
gefahrt wurde. 
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1. Juli 1862 in Bayern mit Einführung der neaen -Gesetz- 
bücher eine gründliche Aendemng ein. 

Hiedurch war im Wescutlichen das ungesunde Verhiilt- 
niss, dass innorhall) eines Staates das Krimiualrecht im engeru 
Sinne von zwei prinzipiell auseinandergehenden Grundanschau- 
nngcn beherrscht wurde, für ganz Deutschland beseitigt. 

Beinahe aber hätte die Herbeitiihmi^g der mit dem Straf- 
gesetsbnche för den Norddeutschen Bund angestrebten Einheit 
. neuerdings die Spaltung eines Staates in zwä Terscfaiedene 
' Rechtsgebiete nach sich gezogen. Das Ghrosshersogthmn Hes- 
sen erfreute sich bereits seit dem 17. September 1841 eines 
seinem ganzen Gebiete gemeinsamen Strafgesotzbuches; der 
Umstand aber, dass nur ein Theil dieses Staates zum Nord- 
deutschen Bunde gehörte, drohte ihm. den Kückfall in die schon 
einmal glücklich beseitigte Kechtsverschiedenheit 

Allein dem deutsch-französischen Kriege und dessen für 
die Einigung unseres Vaterlandes so heilsamen Folgen war es 
zu danken, dass diese Gtofahr hintan gehalten werden konnte; 
in dem BundesTertrage von Versailles wurde am 15. NoTember 
1870 die Vereinbarung getroffen^), dass das norddeutsche 
Strafgesetzbuch am I.Januar 1871 für ganz Hessen in Wirk- 
samkeit treten solle. 

Eine Ahnung von dem unnatürUchen Gegensatz, in wel- 
chem sonst die beiden Landestheile zu einander gesetzt worden 
wären, ermöglicht der Art 45 des — im üebrigen mit dem 
norddeutschen Bundesgesetze über (Bewährung der Rechtshilfe 
▼om 21. Juni 1869 materiell yöllig übereinstimmenden — 
Bechtshilfevertrages zwischen dem Norddeutschen Bunde und 
Hessen vom 18. März 1870, insbesondere im Zusammenhalte 
mit dem Zusatzprotokolle vom 15. November desselben Jahres*). 

Mit diesem und auf Grund des Reichsstrafgesetzlmches 
hat, hoffentlich für immer, Deutschland nunmehr das praktische 
Interesse an der Untersuchung der Folgen einer durchgehen- 



*) BandesgesetaiUatt 1870, 8. 649. 
*) B.Q.BI 1870 8. 616 und 617. 



üiyiiized by GoogU 



-r 11 - 



den StrafrechtsTerschiedenheit ümerhalb eines und desselben 
Staates verloi-eu. 

In bedeutend hohem Grade macht sich aber gegenwärtig 
noch, besonders in Anbetracht der Verschiedenheit der Strafen- 
systeme, die Rechtszerrissenheit im KÖDigreiche Italien geltend; 
doch strebt man daselbst bereits seit 1866 ihre Beseitigung 
an, und es ist bei der allseitigen Aiierkeiiiiuiig der Misslich- 
keit der bestehenden Verhältnisse zu erwarten, dass die er- 
sehnte Kechtseinheit in nicht allzu femer Zeit zur Eadstenz 
und Durchführung gelangen wird. 

Längere Daner scheint der im britischen fieiche yor- 
liegenden BechtsTerschiodenheit bestimmt zu sein. Die bei 
Gdegenheit der Vereinigung SchotÜand's mit England zum 
grossbritannischen Reiche ^) und der Union Irland's mit diesem") 
paktirte Erhaltung der verschiedenen Rechte in den verbun- 
denen Staaten wird bei dem konservativen Geiste derselben 
wohl noch ferner gewahrt werden, nmsoraehr, als zu einem 
Theilc wenigstens schon dadurch Uebereinstimmung besteht, 
dass das gemeine Recht überall den Hauptbestandtheil bildet. 

Die Folge einer derartigen Rechtsverschiedenheit, vrie wir 
sie im Bisherigen als theils schon in der Vergangenheit lie- 
gend, theils noch bestehend kennen gelernt haben, ist mit 
Nothwendigkeit die, dass die einzelnen Bestandtheile eines und 
desselben Staates sich gegenseitig als Ausland betrachten 
müssen eine Konsequenz, der man sich durch die Berufung 



•) Ueber die Eigenschaft desselben als Einheitsstaat lassen die Unions- 
akte von 1707 l5. Ann. ch. 8) und 1800 (39 & 40 Geo. III ch. 67) (vergL 
hi^ber Geo. Bowycr, commoitarieB on tlM eoostitiitioiiil tew Eng- 
land, 2. edit p. 87 und 40; H. J. Stephen, new oommentariea on the 
lawB of Eni^d, 8. edit vol. I p. 86 und 96) keinen Zweifel aufkommen. 

') Bowyer p. 37; Stephen p. 86. 

') Bowyer p. 41 ; Stephen p. 97. 

*) Bar, das internationale Privat- und Strafrecht S 28, § 125 (S. 
480) und § 154 Note 4; Stenglcin, Comnientar Ober das Stiafgeeetabiich 
für .das Königreich Bayern, Bd. I S. 418. 
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auf die staatsrechtlicho Zusammengehörigkeit mit Nicbtoii ent- 
ziehen kann. Soweit allerdings neben den strafrechtlichen 
Rfieksichten (Gegenstände des Staatsrechtes in Frage kommen, 
wird diese ihre Einwirkung nicht yerfehlen und so z. B. das 
Objekt eines Hoch- oder LandesYerraths, einer Majestätsb^l^di- 
gung, für die verschiedeneu Rechtsgebiete gemeinschaftlich und 
identisch sein. 

Hierin liegt auch nicht etwa ein Widerspruch mit dem 
von uns betonten engen Zusammenhang des Gesetzes mit dem 
ihm zngewiescnen Geltungsbereich. Die auf die sogenannten 
Staatsverbrechen bezüglichen Bestimmungen der nebeneinander 
bestehenden Rechte müssen naturgemäss dasselbe Staatsober- 
haupt und dasselbe Staatswesen im Auge haben, da diese ihnen 
gemeinsam sind und nicht für jedes der einzelnen Rechtsge- 
biete eine gesonderte Existenz besitzen. 

Anders verhält es sich dagegen binsicbtlich der Privat- 
verbrechen : die für diese gesetzten Strafbestimmungen sind, 
da aus der Natur ihrer Objekte kein Gegengrund abgeleitet 
werden kann, nur auf die im Herrschaftsgebiete des speziollen 
Gesetzes befindlichen Personen und Sachen nach den Ton 
diesem selbst aufgestellten Regeln zu beziehen und anzu- 
wenden. 

Fragt es sich daher um die Strafbarkeit oder Verfolg- 
barkeit einer Handlung, so wird der lieschriinktlieit des Gel- 
tungsbereiches der verschiedenen Gesetze Rechnung getragen 
werden müssen, wie dies in einem bayerischen Falle unseres 
Erachtens vollkommen richtig anerkannt wurde ^''j. 

£8 kann, ohne gegen den Willen des Gesetzes zu Ver- 
stössen, demselben kein grösseres Gebiet verliehen werden, als 
es sich selbst vindizirt 

Die Sachlage ist eben die gleiche, als wenn es sich um 
die Anwendung von Polizeivorschriften drehen würde, die von 
verschiedenen koordinirteu Organen desselben Staates ausge- 



Zeitschrift fttr Oesetiisebang und Rechtspflege des Königreiclifls 
Bayern Bd I 8. 204. 
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gangen wären. So wenig — was wir, unserer späteren Be- 
sprechung Yorausgreifend, schon jetzt als feststehend annehmen 
— 68 einem gegründeten Zweifel unterliegen kann, dass unter 
Boldien Umständen jeder derselben die gebührende Achtung 
geschenkt werden muss, — wobei übrigens im Zweifel jener 
des Ortes der That der Vorzug zu geben ist^O — ^i»>nsi ein 
anderes Prinzip massgebend sein, wenn die Beurtheiiung einer 
rein criminellen Handlung in Frage steht. 

Dass dies verkannt werden konnte, ist eine der wichtig- 
sten Folgen der von uns gerügten Uebertragung der Begriffe 
Yon einem Gebiete auf das andere. Wäre diese Termieden 
worden, so würden auch die von Goltdammer (a. a. 0. 
S. 382) besprochenen, im Folgenden eingehender gewürdigten, 
Bedenken wahrscheinlich gar nidit entstanden und, wenn wirk- 
lich, jedenfalls anders als geschehen, gehoben worden sein. 

b« Folgen einer Einverleibung« 

§ 2. 

o. Im Allgemeinen, 

Die Vereinigung eines bisher selbstständigen Staates oder , 
eines Theiles eines solchen mit einem anderen Staate kann die 
mannigfoltigsten Veranlassungen haben. Dieselbe kann er- 
folgen auf Grund eines Erwerbes nach den allgemeinen Rechts- 
prinzipien oder aber auf Grund der blossen Eroberung (de- 
bellatio) »). 

Der erstere Titel kann wiederum entweder auf erbrecbt- 
liche Succession — die jedoch häu£g nur eine Personal-Union 



") Berner, Wirinmgskrels des SMseBetaeB 8. 127; W&chter, 
daesichBiftclieiuid das thoringische Stnf^t § 31 (S. 116); Btr, a. aa. 00. ; 
Ooltdammer hi seinem Archly Bd. 16 (1868) S. 880; vergl. fmier die 
ErkenntniBse bei Oppenboff, Bechtspredumg des preuss. Obcrtribunals 
Bd. 8 (1867) 8. 511, 785 und in GoltdammerB ArchiT Bd. 15 (1867) 
S. 767; Bd. 16, S. 141 und 38a 

I) Beispiel hiefOr am der neueren Zeit ist die Einverleibung von 
HaimoTer, Kurbenen, Naima und Frankfurt a^M. in Frenasen (I866j. 
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zwischen beiden Staaten veranlasst — oder auf einen Vertrag 
zurückzuluhren sein, und dieser kann entweder ein© ganz frei- 
willige üebertragung der Souverainetät*) oder aber eine solche 
bei Gelegenheit eines Friedensschlusses*) zum Gegenstande 
haben. 

So verschieden nun für das Gebiet des Staatsredits die 
Wirkungen sein mögen, welche sich, besonders rücksichtlich 

der Verfassuugsverhältnisse, au die Verschiedenheit des Uebcr- 
gangsgrtindes knüpfen, so einfach gestaltet sich die Sache für 
das Strafrecht. Abgeseht ii davon, dass rücksichtlich der Ob- 
jekte von Staatsverbrechen insoferne eine Aenderung eintritt, 
dass von nun an statt des Oberhauptes, der Verfassung und 
des Gebietes des bisher selbständigen Staates der nunmehrige 
Gesanuntstaat und dessen entsprechende Beziehungen Gegen- 
stand des Schutzes gegen Verletzungen werden, bleiben bis 
auf Weiteres der Geltungsbereich der Strafgesetze absolut 
unberührt und ihre Begriffe unverändert*). 

Obwohl nun Goltdanimer auch der Ansieht huldigte ''), 
dass das Verhältniss mehrerer Partikularrechte desselben 
Staates „aus keiuem anderen Gesichtspunkte als nach dem 
ymchiedoner internationaler Bechte bei deren Konkurrenz 
zu beurtheilen sei**, so Teranlasste ihn bei dem ersten Falle, 
in welchem er Ton dieser Begel eine Nutzanwendung hätte 



wie jener über die Ilohcn/oUcrn'srlieii Lande auf Preussen (1850). 

') so Schleswig-llülsteiiis auf Preusseu vermittelst der Friedensver- 
träge zu ^Vieu (30. Oktober 1864) uud Prag (23. August 1806); die Er- 
werbung eiuiger bayanacher GebietBtheile auf Grund des Friedeusschlusses 
Ton Berlin (22. August 1806) aowie die Eintausdinng eiuiger lieuendann- 
städtischer (Frieden von Berlin, 8. September 1866) durch Preussen; jene 
von ElssM-Lothringea durch das Deutsche Beich (FViedeospriluDÜiarien nm 
YenaüleB, 26. Februar 1871, und -Vertrag von Fhmkfurt a/M., 10. Mai 1871). 

*) Yergl. hiezu und nun Folgenden auch von Bar in Goltd Arch. 
Bd. 15 S. 663 ff.; Goltdammer ebenda Bd. 10 S. 36 ff.; Zöpfl, ebenda 
S. 42 ff.; von Bar, ebenda S. 252 ff.; II. A. Zachariae im Gerichtsaaal 
Bd. '20 (I86S) S. 219 ff.; von Schwarze, Commentsr cum StKaCsesetibiich 
für das Deutsche Reich, 3. Aufl. S. 204. 

^) Yei^l. sein Archiv Bd. 10, Ö. 380. 
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maciieii kdmien, die gowolmte Heraariehmig de« Begriffes Bs- 

land ans dem Staatsrecht, sich selbst Schwierigkeiten in den 
Weg zu legen, um dann mit Mühe und Noth sich derselben 
zu erwehren. 

Bei Behandlung der Frage, wie es zu halten sei, wenn 
ein Angehöriger der neuen Provinzen nach der Inkorporation, 
jedoch noch vor Einführung der preussisohen Gesetze in den* 
selben, in Altprenesen ein Yerbcechan verttbi habe oder nm- 
gdcehrt, und der IMter nnn in seiner Heimatfa verfolgt imd 
bestraft werden solle, entstand für ihn daraus eine Sdnrierig- 
keit, dass er die Bestimmungen, nach welchen Inländer wegen 
im Auslande begangener Delikte im Inlande bestraft werden 
können, für unanwendbar hielt, da sie internationale Verliält- 
hältnisse voraussetzten und jene PrOTinzen bereits als Inland 
zu betrachten seien, ß) 

Der Bichter der neuen Provinzen könne, so sagt er rieh« 
tig, aber auch nicht das alüändische Bedit des Thatortes, der 
altpreussische Richter in der gleichen Lage nicht jenes der 
neuen Profinz anwenden. Er hilft sich nun durch den Hin- 
weis darauf, dass nunmehr eine Auslieferung durch den Biehter 
des Wülinortes an jenen des Thatortes möglich sei, da nun 
beide demselben Staate angehörten und diiiiim das Verbot der 
Auslieferung nicht mehr hindernd zwischen ilmcn stehe. 

In letzterer Beziehung hat er allerdings, wenn auch auf 
falschem Wege, das Richtige getroffen. Das Verbot der Aus- 
lieferung ist Torsüglich staatsrechtlicher Natur und ans Staats- 
reohtUchen Rücksichten erwachsen; ebendeshalb wurde dasselbe^ 
wenn es auch in der Kriminalordnung von 1805 (§06) ent- 
halten war, durch die einen staatsrechtlichen Akt ToUziehenden 
Inkoi-porationsgesetze gegenüber den annektirten iStaattu auf- 
gehoben. Nicht das gleiche Schicksal aber traf den § 4, 
Ziff. 3 des preussischeu Stra^esetzbuches , der lediglich an 

•) Auch von Bar (Goltd. Arch. Bd. 15 S. 671) Tertritt die An- 
schSBUDg, dam die SänTsrleilMiiig dteie Wkkuug nach sich gezogen habe, 
da anoiiielir der Gfond »ur Ao&tettiiiig jener BrtrtiinimingeB (Veibot der 
Amliftfiffiüig tcn eigenen StuMsuigdiftiigeii an andere Staaloi) ws00AdleBiei» 
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Stelle seiner früheren mter nationalen Bedentang gegenüber 

den iukuiporirteu Gebieteu eine interterritoriale erhielt. 
Ja, seine Existenz und fortdauernde Giltigkeit bildete sogar 
die nothwendigste Voraussetzung dafür, dass das Gericht des 
(altpreossischen) Wohnortes von seiner, gemäss Art. 2 des 
Gesetzes vom 3. Mai 1852^) mit jener des Thatortes kon- 
korrirenden, Kompdtenz hätte Gtobranch machen können. 

Die weiter gehende Ansioht entpuppt rieh sonach als 
einer der Tiden Trugschlüsse, zu welchen der nnheÜTolle 8atx 
,,cessante ratione legis cessat lex ipsa" Veranlassung ge- 
geben bat. 

Würde wirklich, wie von Bar, Goltdammer und mit 
ihnen die beiden preussischen obersten Gerichte in den ange- 
führten Urtheilen annahmen, die Inkorporirung stxkch. alsbald für 
das Stralrecht den Begriff Inland verändert hahen, so hSitte der 
Altprensse, welcher in einer neuen F^Tinz delinquirt hatte, 
nur von dem Gerichte des in dieser gelegenen Thatortes, 
üills er aher ein Verbrechen in Altpreussen begangen hätte, 
Ton den Gerichten des Thatortes und seines Wohnortes zur 
Verantwortung gezogen worden können. 

Die fijleiehe Verscbiedenbeit in der Behandlung liiitte 
natürhch jener Anschauung zu Folge Platz greifen müssen, 
wenn es rieh um den Angehöngen einer neuen Provinz gegen- 
über Altpreussen oder req». seinem bisherigen Heimathsstaate 
gehandelt hätte. 

Zu solchen unnatürlichen Konseqvenien gelangt man, 
wenn man ausser Acht lasst, dass die Worte Inland und Aus- 
land eines Strafgesetzes sich im Zweifel ziuiäclist luimer nur 
auf das ihm zustehende Geltungsgebiet beziehen. 

Anders allerdings wäre, wie bereits angedeutet, die Ent- 
scheidung zu treffen gewesen, wenn unter den supponirten 
Umständen ein in den amiektirten Staaten yerblieben^r 
Angehräiger derselben gegen den König von Preussen oder 

') betr. die Zusätze zu der Verordnung vom 3. Januar 1849 über 
die Ehiführung des müudiiclieu uud oö'cutlicheu Verfahreus mit Geschwomen 
in Untenuchungssacheu. 
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gegen diesen Staat in seinem neugewonnenen Umfange ein 
Verbrechen unternommen hätte; in diesem Falle wäre er na- 
türlich, Yor die Gerichte seines bisherigen Heimathstaates ge- 
steOt, nach den für derartige Delikte gegen den eigenen 
Staat in dem Strafgesetze desselben enthaltenen Bestimmungen 
zu benrtheilen gewesen, da in dieser Richtung Preusscn und 
dessen entsprechende Beziehungen an die Stelle von Hannover, 
Nassau u. s. w. getreten waren. 

Auch bezüglich der Tragweite dieser Succession gewährt 
übrigens ein bekannter Fall aus der Praxis einen schlagenden 
Beweis für die Richtigkeit des Satzes „qui bene distinguit, 
bene docet*'. Der gegen den früheren hannoverischen Minister 
Grafen Flaten-Hallermund im Jahre 1868 am preossischen 
Staatsgerichtshofe angestrengte Hochverrathsprozess, der zwar 
zu dessen Verurtheilung in contumaciam führte, jedoch 
mit seiner Begnadigung endete, beruhte auf der Anschauung, 
dass mit der Einverleibung eines Staates dessen bisherige An- 
gehörige ohne Ausnahme Unterthanon des inkorporirenden 
Staates würden. Die yon dem Angeklagten proYOzirten Gut- 
achten von EL A. Zachariae nnd Nenmann^, deren Deduk- 
tionen auch Goltdammer') Tollstöndig beistimmt, hatten ver- 
gebens darauf hingewiesen, dass dies nur für Jene gelten 
könne, welche , sich durch ausdrückliche oder (in dem Ver- 
bleibon im Lande zu erblickende) stillschweigende Ergebung 
der jieucn Staatsgewalt unterworfen, nicht aljcr auch von Jenen, 
welche ihr bisheriges Vaterland vor oder alsbald bei der In- 
korporation verlassen und so darauf verzichtet hatten, ferner- 
hin Angehörige desselben zu sein. 

Sind hienach abgesehen von den Staatsverbrechen, be- 
züglich deren Objekte die im Vorausgehenden beepvochene 
Substitution zu beachten ist, die dnrdi Einverieibung verhun- 

•) Abgedruckt in v. HoltsendorffB deatacher Strafrechtseeitang 
1868 (Bd. 8) 1^. 804 ft, das entoe sndi im Gerichtsnsl Bd. 20 S. 236 
*) in teiiiciii Aiehiv Bd. 16 S. 796 

2 



üigiiized by Google 



- 18 - 



denen Gebiete für die Frage, ob eine strafrechtliche Verfolgung 
stattfinden könne, auch fernerhin gegenseitig als Ausland an- 
zusehen, so lange nicht eine Ausgleichung der zwischen ihnen 
bestehenden StrafrechtsTerschiedenheit stattgefunden hat, so 
mnss dies auch Platz greifen, wenn es sich um eine materiell» 
Würdigung oder Berücksichtigung von Urtheilen der Ge- 
richte des einen Theils durch solche des andern handelt J*) 

Weichen ja oft, wie bereits erwähnt, die Prinzipien der, 
den Urtheilen verschiedener Provinzen mit Partikularrechten 
zu Grunde liegenden, Gesetze und deren Verbrechensbegriffe 
so total Ton einander ab, dass es gar nicht zu vermeiden 
wäre, dass. grundsätzlich verschiedene Handlungen bei Gleich- 
stellung der Urthoile nur deshalb als j^eichartig betraditet 
werden müssten, weil sie zufällig m der Bezeichnung überein- 
stimmten. 

Eine Prüfung der Erkenntnisse aber nach ihrer inneren 
Homogenität würde mit denselben Schwierigkeiten verbunden 
sein, als jene von Urtheilen auswärtiger Staaten, ganz ab- 
gesehen davon, dass damit den Gerichten des einen Landes- 
theiles eine Kognition über die Aussprüche der koordinirten 
Organe des anderen — eine gewiss unzulässige Einrichtung — 
verliehen würde. 

In formeller Beziehung hingegen, hinsichtlich des Prozesses 
und iuisbesündcre der Vollstreckung, sind die von dem Augen- 



Vergl. hiczu die S. 14 Note 4 angpgobone Literatur. 

Der bei Carnot, de l'instruction crirniaelle, 2. 6dit, tom. I p. 117 
besjjrochene und anders entschiedene Fall setzt die Einführung der franzö- 
sischen Gesetze in dem neu gewonnenen Lande voraus. 

Uebereinstimmend mit unseren im Texte entwickelten rrhizi])ien 
äussern sich anlässlich einer Kontroverse über die Exequirbarkeit von civil- 
rechtlichen Urtheilen aus neu erworbenen und verbundenen Landestheilen 
die bei Rossi, la esecndone delle aenteiue e degli atd deUe autoritä stra- 
niefe, hn Anhange p. SM u. 257 mitgetheOten ErkenntnisBe des Kaesattong- 
hofes Florena (2. Dezember 1872) und des AppeUhofes daselbst (10. Juni 
1878) sowie dieser Autor selbst in seiner Schrift p.40 seqn^ wo avebxwei 
abweichende Aussprüche der Appelhdfe vonLuoea (19. Jnni 1871) and Born 
(27. Mai 1872) angefahrt sind. 
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blicke der Inkorporation an in den yerbundeueB Landestbeilen 
ergehenden Urtheile als Emanationen einer und derselben 
Staats- und Jurisdiktions-Gewalt zu betrachten und demgemäss 
zu respektiren. 

Dürfen hienach, soweit sich materieUrechtliche Folgen 
daran knüpfen würden, auch die nach der Einverleibung in 
den verschiedenen Landestbeilen gesprochenen Urtheile nicht 
gegenseitig als inländische bebandelt werden, so erscheint als 
geradezu grundfalsch die Ketrotraktiou dieser Qualifizirung auf 
die vor jener in den neu erworbenen Gebieten ergangenen. 

Der unglückliche, von Goltdammer^^) erfundene Begriff 
der ,^ntinuität der landesberrlidben Gewalt**, der zur Moti- 
Tirung der fraglichen Entscheidungen i') besonders angerufen 
wurde, yermag jenes Verfahren nicht zu rechtfertigen. Diese 
„Kontinuitiit" setzt vor Allem voraus, dass ein üebergang der 
Staatsgewalt von dem früheren auf den neuen Inhaber der- 
selben in den Formen Rechtens stattgefunden habe, da natür- 
lich etwas, das selbst erst seinen originären Anfang ge- 
nommen hat, nicht die Fortsetzung von etwas Anderem 
bilden kann. 

Aus diesem Grunde kann mit Fug von einer solchen 
Kontinuität dann nicht gesprochen werden, wenn der neue 
Souverain die Staatsgewalt vermittelst occupatio bellica erlangt 

bat. Sie ist nur denkbar bei wirklicher Kecbtsnachfolge; aber 
auch bei dieser beschränkt sie sich naturgemäss auf das Ge- 
biet des vorher selbstständigen Staates, resp. früheren Theiles 
eines anderen Staatswesens^'), da die früher vorhandene Un- 

«') Materialien Rd. I 46S; vergl ferner Goltd. Arch. Bd. 16 S. 3G. 

»«) Oppenhoff, Kechtsproclmn^j Bd. 8 S. 233, 5Ö1 ; Goltd. Archiv 
Bd. 15 S. 427, 846, und Bd. 1»; S, 143, 145.« 

Vollkommen richtig ist daher die Entscheidung bei Goltd. Arch. 
Bd. IT (IH^O) S. 832, wo lediglich hobenzollenuche ErkenntniBse fai Frage 
standen; dagegen jedoeh Berner, Lehrbuch des dentschen Stnfreehtei 
I 142 (S. 804 Note 1 der 9. Auflage). 

Ob Goltdaramer a. a. 0. die ,4Contmuitftt" blos für das betr. Land, 
obne BOckwirlning und auf den Fall 6^ TcrtragBmäsMgen üebergangs be- 
achiinkt anffiuate, liest sich aus der allgemein gehaltenen Sprechweise nicht 
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abhSiigigkeit (resp. AngebSrigkeit sitm «äderen Staate) daxdi I 
die IhkniTporalioii nur ex nmic, nicht aber ez tone beseitigt wird. 

Es können daher die neuen Provinzen weder unter sich 
noch gegenüber dem Hauptstaate als von jeher unter einer 
Staatsgewalt befindlich betrachtet werden; für die vor der 
Vereinigung liegende Zeit setzt der neue Souverain in der Ge- 1 
sammtstaat^gswalt die des früheren Landesherren nur als Suc- | 
ceeeor dieses, somit als eine tob jener des nnnmehrigmi Ge- 
sammtstaates getrennt gewesoie, fort 

Auf dem Wege einer Fiktion' mag man diese, auf das 
spezielle Land beschränkte, Eontinni^t ans OfQnden der Zweck- 
mässigkeit ,,im Interesse des Rechtszusammenhangs", des „Zu- 
sanmK'nhangs des früheren Ilechtszustandes mit der neuen 
Kechtsorchiung" vielleicht auch bei reinem Eroberungserwerb 
zulassen 

£s begreift sich aber Ton selbst, dass unter solchen Um- 
ständen von jener Wirloing derselben ex tnnc nodi weniger 
die Bede sein ksnn. 

Bemsufolge sind anoh dioTor der EinTorleibung in den 1 

neuen Landestheilen erlassenen Erkenntnisse von den Gerichten 

derselben auch in Zukunft als inländische, von den altUiiidi- 
schen dagegen, abweichend von der in Preussen beobachteten 
Praxis, als ausländische zu betrachten; natürlich kann auch | 
im umgekehrten Falle (altländisches ürtheil in einer neuen I 
Provinz) kein anderer Gesichtspunkt massgebend sein. 

§ 8- 

ß. BegügUch des SüdsfdOs, 

Die preussische Praxis hat zu dieser Frage in der eben 
angedeuteten, von uns als unrichtig befundenen Weise haupt- 
entnehmen ; seine Ansfiihrunffen im Archiv Bd. IG S. 36 ff. lassen aber, 
wenigstens für diese spätere Zeit, nur der gegentheiligen Annahme Raum. 

'<) womit das l'rtheil in Goltd. Ardi. Bd. 16, S. 440 die totale 
Gleichstellung der ultiäudischeu und ueuländlschen Urtheile m vertheidi- 
gen sucht. 

>•) Wir billigen dediilb die bei Oppenhoff, Becbtsprediung Bd. 8 
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säclilirh in solchen Fällon Stellung genommen^ in welchen es 
daraui' ankam, zu entscheiden, ob frühere Verurtheilungen von 
einem prenssischeiL Gehchtshofe, also einem Gerichte des In- 
lands, ausgegangen seien, nnd bei Bejahung dieser Frage der 
Angeklagte wegen RudLfaUes mit einer s^wereren Strafe zu 
belegen war^). 

Neben der Berufung auf die Kontinuität der Landeshoheit, 
deren Unhaltbarkeit wir bereits nachgewiesen zu haben glauben, 
wurde dabei auch ein argumentum ab inconvenienti ins Feld 
geführt und darzulegen versucht, dass es doch nicht angehe, 
frühere Urtheile eines nunmehr mit dem erkennenden unter 
derselben Staatsgewalt stehenden Gerichtes als ausländische 
zu betrachten. 

Es will nun aber Tor AUem nicht einleuchten, weshalb 
man Bedenken tragen soll, den Erkenntnissen die Eigenschaft 
zuzuschreiben, die sie seit ihrer Existenz eben einmal haben. 
Liefe man doch unter Umständen bei gegentheiligem V^orgeheu 
auch Gefahr, nunmehr ein und dasselbe Urtheil als inliindi- 
sclies ansehen zu müssen, welches man irüher, zur Zeit des 
selbständigen Bestehens des nunmehr einTerleibten Staates, als 

8. 71ß, sowie in Goltd. Arch. Bd. 16 S. 41 tu Bd. 17 (1869) S. 858 mit- 
getheilten EikeiiiitoiHe. — Für die früher hannöver^schen Gerichte brachte 
der später noch zu besprechende Art. XX der Verordnung vom 25. Juni 
18G7 (li('s('M)C' Wirkung hervor, als für die preiissisehen Gerichte im Jahre 
1851 der Art. VI des Einführiuigesetzcs vom 14. April 1^51 nach sicl> ge- 
zoj?en hatte und bcsaas lodiglith dicsollu' Hede'lltnn;L^ als wenn nnter han- 
nover'scher Herrschaft ein dem preiissisehen gleii hlaiiteudes Gesctzbucli mit 
gleicher Eiuführungsbcstimmun:^ erlassen worden wäre. 

Auffallend ist, dass das Obertribunal (Oppenhoff, Rechtsprech- 
mig Bd. S 8. 5luiB einem Falle, in welchem die Behandlung eines nnter 
hannOrer^sclier Herrschaft erlassenen Urtheils als inländlBches für den An- 
geklagten gOostiger gewesen wire, indem dann fttr 2 Verbrechen eine Ge- 
samntstrafe an Stelle der zwei gesonderten Strafen bitte attsgesprochen 
werden mflasen, die auslAndiiclie QuaHtlt deeaelben nrgirt nnd sich hiebe! 
auch aof den Mangel eines Ycrgleichungsmassstabes zwischen der hannöver- 
sehen Ketten- uud der preuaaischen Ziu htliausstrafc berufen hat, als ob 
nicht der Grundsatz in dubio pro reo eine Qleichatellnng jener mit dieser 
geboten hätte. 
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ausländisches behandeln und darum unberücksichtigt lassen 
musste. 

Gegenüber jener die preussischen Gerichte leitenden Er- 
wägung dürfte der Hinweis darauf genügen, dass wir eine 
solche Terachiedene Behandlung nicht nur als zolassig, sondern 
sogar als nothwendig befunddn haben, und zwar selbtfc bin» 
siditlidi sdicher Urtheile, die Ton Geriditen erlassen worden, 
welche bereits zur Zeit der Emaninmg jener derselben Landea- 
hoheit nnterstelH waren. Daneben kommt aber noch weiter 
in BetrMcht, dass die Hauptgründe, aus welchen die 2sicht- 
berücksichtigung ausländischer Urtheile gesetzlich sanktionirt 
wurde, darin gipfelten dass der ausländische Richter seinen 
Sprach auf ganz andere Rechtsgrundlagen gestützt haben 
könne, dass entgegengesetzten Falles den Gesetzen and Gre- 
xichten des Auslandes ein zn grosser £uiflass eioger&nmt 

. würde, dass ohne eine Frfiiiing, die aber hödist schwierig und 
Ton unsicherem Erfolge sei, die ausländischen Urtheile nicht 
die nöthigen Garantien ihrer Richtigkeit boten, und der- 
gleichen mehr. 

So gut nun diese Gesichtspunkte für das preussische 
Strafgesetzbuch bis zur Einverleibung massgebend gewesen 
waren, mussten sie es, wenigstens für die vor jener ergangenen 
Urtheile auch fernerhin bleiben. Oder sollte vielleicht der 
staatsrechtliche Akt der Eiuiyerleibung dieselben plötzlich um- 
gewandelt und ex post ans unzuverlässigen in zuverlässige nm- 

. geändert haben? Sollten etwa die Erkenntnisse, weil nunmehr 
der Staat, in dessen Namen sie ergingen, einen Theü des 
preussischen Staates bildete, einen grösseren inneren Werth 
und eine grossere Gleichartigkeit mit den preussischen besitzen, 
resp. erhalten haben, als ihnen vordem innew(t]inte? 

Begreiflicher wäre dies in Ansehung solcher Länder ge- 
wesen, welche, wie z. B. Oldenburg und Lübeck gegenüber 
Frenssen, ein mit dem des anderen Staates im Wesentlichen 



Vergl. besuiKlers Goltdainmer, Materialien Bd. I S. 466 uüd 
das Erkenntaifis in Gultd. Arcluv Bd. 6 (1858) S. 841. 
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übereinstimmendes Strafgesetzbuch besessen hätten, d.a solchen 
Falls wenigstens der Ausgangspunkt der Urtheile ein that- 
sächlichs) gemeinschaftlicher gewesen wäre. Bei der grund- 
sätzlichen Verschiedenheit aber, weldie bezüglich der Straf- 
rechtsverhältnisse in den inkorporirten Staaten sowohl im Ver- 
gleiche zu einander als gegenüber Fteussen bestand*), muss 
die in Prenssen adoptirte Änschännng als formell nnd materiell 
ungerechtfertigt bezeichnet werden. 

Hieran änderte auch der Art. XX der Verordnung vom 
25. Juni 1867, betr. das Strafrecht und das Strafverfahren in 
den .... 1860 mit der Monarchie vereinigten Landestheilen, 
deshalb nicht das Geringste, weil derselbe, richtig aufgefasst '*), 
nur auf die seit dem Inkorporationstage erlassenen Urtheile 
bezogen werden konnte. 

Nur die seit dieser Zeit abgeurtheilten Straffalle sollten, 
trotzdem sie auf anderen Rechten basirten, bei Entschddung 
der Frage, ob der Vorbreclicr rücktallig sei, auch in Rechnung 
gezogen werden. Die von Goltdammer (a. a. 0. S. 39) ge- 
gebenen Notizen sind, mögen sie nun aus offiziellen Quellen 
stammen oder nicht, keineswegs geeignet, die weitergehende 
Auslegung des angeführten Artikels zu rechtfertigen. 

War schon die in demselben Ton der Gesetzgebung ein- 
geführte Fiktion der Gleichartigkoit und inneren Ueberein- 
stimmung der Urtheile, woldie in den yerschiedenen Landes- 
theilen seit ihrer Einverleibung ergangen waren, unter sich 
und mit den altpreussischen ^) in Anbetracht der eben be- 



*) Thatsächlich und rechtlich wäre dies der Fall gewesen, wann 
ein Theil der Linder des thOringischen Stiafgesetzbaches mit Sadisen-Weimar 
oder einem der Schwarzbarg*8chen HerzogthQmer verbunden worden wftre; 
veigl. hiesn W&chter, siclinBch-fhllfingischee Strafrecht 8. 183. 

*) YergL die DarsteUnng derselben in Goltdanunen Archiv Bd. 14 
(1866) S. 657 ff. 

») Vergl. Zachariae, Gerichtssaal Bd. 20 S. 222; Goltdammer 
In seinem Archiv Bd. 16 S. 3G ff. und ebenda von Bar S. 252 ff. 

Sogar diese Bedeutung, wenigstens in der Richtung, dass die alt- 
preussischen Gericlite berechtigt und Terpflichtet wurden, nunmehr die seit 



Digitized by Google 



- 24 - 



rührten Divergenz der Strafrechte nicht ganz unbedenklich, — 
wiewohl sie sich im Hinblick auf das gleiche Verfahren im 
Jahre 1851 rechtfertigen lässt, — so überschritt jedenfalls die 
Ton den Urtheilen nach Emanirung der Verordnung beliebte 
Interpretation, dass 8ie sich auch auf die Zeit Yor der £in- 
Yerleibung erstrecke, in hohem Grade das Mass des £rlauhten. 

Da die in Frage stehende Bestimmung sich als jus singulare 
qualifizirte, durfte dieselbe nach den herkömmlichen Anslegnngs- 
regeln nicht eine so tief eingreifende Ausdehnung erfahren. 

Zur Vcrthcidigung dorst'lhon berief man sich wohl auch 
darauf^ dass die durch die Inkorporation, resp. die citirte Ver- 
ordnung rücksichtlich der früher ausländischen Urtheile her- 
vorgebrachte Wirkung, womach sie nunmehr als inländische 
zu behandehi seien, gegenüber den Angeklagten schon darum 
gelten müsse, weil die frühere Nichtberücksichtigung derselbeii 
auf einem Grunde des öffentlichen Rechtes beruht habe, der 
von den abgcurtheilten strafbaren Handlungen völlig un- 
abhängig war. 

Wenn letztere Motivirung, für sich betrachtet, auch rich- 
tig ist, so kann sie doch nicht die gewünschte Stütze bieten, 
und zwar deshalb, weil die früheren Urtheile ergangen sind 
auf einer Ton der nunmehrigen verschiedenen, eine Vergleich- 
ung nicht zulassenden Grundlage, und weil ihnen die auslän- 
dische Herkunft seit ihrer Existenz unzerstörlich beiwohnt 

Auf Grund dieser war aber ihre Berücksichtigung im 
Inland ein für allemal ausgeschlossen und konnte nun nicht 
nachträglich in Folge eines, sie ganz und gar nicht berühren- 
den, staatsrechtlichen Vorgangs ermöglicht werden. 

Endlich wurde auch noch geltend gemacht^), dass, wie 
die Gesetze der einverleibten Staaten, so auch die zur Rechts- 
kraft erwadisenen Urtheile derselben erhalten geblieben und 
in den Einheitsstaat mit übergegangen seien. 

der Inkorporation in den neuen Lindestheilen ergangenen Urtheile als in- 
ländische zu betrachten, spiidit von Bar a. a. 0. S. 260 der Verordnung ab. 

') Yergl. GoUdammer Materialien fid. I S. 469; GoUd. Archiv 
Bd. 16 & 144. 
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Dieser Satz ist inil)('str(Mt])ar, führt aber auch nicht zu 
dem Resultate, welches mau aus ihm ableiten wollte. Die Ge- 
setze der annektirten Staaten blieben vorerst erhalten, aber 
doch nur mit ihrem bisherigen Geltungsbereich; ebendarum 
kann auch den Urtheilen, welchen dieselbe Bedeutung zu- 
geschrieben wird, kein grösseror Wirkungskreis eroffiiet werden. 
Ihre Existenz und ihr Einflnss beschränken sich vielmehr, wie 
bereits dargelegt, auf das innerhalb der vormaligen Staats- 
grenzen gelegene Gebiet. 

Diese Verbindung der Urtheile mit dem Geltungsbereiche 
des Gesetzes, unter dessen Anwendung sie erlassen, und dem 
Gebiete dos Staates, dessen Jurisdiktionshoheit sie entflossen 
sind, ist eine so innige und ihr ganzes Wesen beherrschende, 
dass andererseits auch im Falle der Lostrennung eines 
Gebietstheiics die in demselben bis dahin ausgesprochenen Er- 
kenntnisse selbst dann noch als inländische zu gelten haben, 
wenn jener bereits längst mit dem anderen Staate vereinigt 
ist'). Diese ihnen bei und mit ihrer Entstehung verliehene 
Eigenschaft, die zwischen ihnen und den Aussprüchen der dem 
Hauptstaate yerbliebenen Geridite bestehende geistige Verwandt- 
schaft kann durch den staatsrechtlichen Akt in keiner Weise 
alterirt werden. 

Von dem Augenblicke der Trennung an allerdings hört 
jene innere Verbindung für di(^ Zukunft auf, mag auch das- 
selbe Gesetz in dem abgetrennten Theile fernerhin in Geltung 
bleiben. 

Indem die Gesetzgebnng des Staatswesens, unter dessen 
Hoheit jener losgerissene Theil später steht, hierin keine Aende- 
rang traf, hat sie das in dem Ton ihr neu erworbenen Lande 
geltende Gesetz als ihr Partikularrecht, natürlich mit dem 

auf jenes beschränkten Geltungsgebiete, stillschweigend bestätigt. 



Bar, internationales Privat- nod Strafirecht § 125 (S. 481) luul 
in GoUd. Archiv BcL 15 S. 668. 
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§ 4. 

2. Inland ün Sinne der Folizei-Vorsehriften. 

Eiue Art von Partikulurrecliteii iniierlialb des Einheits- 
staates bilden auch die vou den uutereu Verwaltimgsbehördeu 
erlassenen Folizeivorschriften, derea wir bereÜB einmal 
Enrähnimg gethan liabeo. 

Seitdem in neuerer Zeit das Polizeirecht mehr nnd mehr 
kodifizirt wurde, stellte sich aach die Regelung des den Poli- 
zeibehörden zugestandenen Yerordnungsrechtes als nnumgäng* 
lieh nothweiidig dar. Die Gesetzgebungen derjenigen deutschen 
Staaten, welche sieh des Besitzes eines Polizeistrafgesetzbuches 
erfreuen, haben dies in mehr oder minder umfangreicher Weise 
gethan; auch solche, welche, wie z. B. Preussen, ein beson- 
deres Gesetz über PolizeistraÜBachen nicht besitzen, haben hie- 
Üir Sorge getragen i). 

Nicht sdten wurde jedoch bei Ordnung dieser Angelegen- 
heit mabsäamt, dsa Geltungsbereich der Ton den Polizei- 
Organen ausgehenden allgemeinen Vorschriften naher zu prazi- 
siren*). Dank der alli^emeiuen Anerkennung, dass insbeson- 
dere den von den Behörden erlassenen Anordnungen zum 
allergrössten Theile nur eine räumlich beschränkte, meist 
lokale Bedeutung zukommt, ist unseres Wissens ein wirklicher 
Zweifel über jenen noch nicht aufgekommen. Nichts desto 
weniger bleibt es bedenklich, sich damit zu begnügen und zu 
beruhigen dass sich die nShere Bestimmung des HerrschafU- 

1) VetgL dSB praoniaehe Oeeeti Aber die F^Univerwaltuiig vom 
11. Min 1850, Bowie die Yermdmu« über die Poliieherwtltaiig in den 

neu erworbenen Landestheilen vom 20. September 1867, 

*) Vergl. z.B. Württembergisches TolizeiBtrafgesetz von 1S39 
(narhgpholt jedoch in tlem Gesetze vom 27. Dezeniher 1871, betr. Aende- 
rungen dos Pollzeistratrechtes bei Einführung des K.St.G.13. § 51); Han- 
no versehe s Polizeistrafgesetz von 1847; Anhalt-Dessau-Köthen« 
sches Polizeistrafgesetz von 1855: Grossherzoglich -Hessisches Polizei- 
Strafgesetz von 1855; Ii ad i sches Polizcistrafgesetzbucli von 1863. 

*) Jolly, (las Polizeistrafgesetzbuch .... für .. . Baden S.5lit 
(zu S 23.) 
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gebietes solcher Erlasse „aus der Natur der Verhältnisse'' er- 
gebe. Es verdienen jedenfalls diejenigen Gesetzgebungen*) 
den Vorzug, welche die Möglichkeit jeglicher Bedenken und 
Kontroversen in dieser Richtung dadurdi abgeschnitten haben, 
dass sie ausdrückliche Regeln darüber aufstellten. 

Nach diesen sind die polizeilichen Vorschriften, welche 
die verschiedenen Verwaltungsorgane auf Grund gesetzlicher 
Ermächtigung zu erlassen befugt sind, nur für den Umfang 
des Bezirkes des anordnenden Organes giltig. 

Kommen nun Fälle vor, in denen es gilt, auf dieselben 
die allgemeinen Grundsätze des Strafgesetzbuchs über das Uerr- 
schafltsgebiet der Gesetze analog anzuwenden, so ist demzufolge 
der hiebei unter den Begriff Inland ÜBllende Raum yon geringer 
Ausdehnuug, irährend der Begriff Ausland neben dem, was 
mit Rücksicht auf die Staatsgrenzen unter denselben zu sub- 
sumiren ist, auch noch alle ausserhall) des fraglichen Verwal- 
tungsbezirkes liegenden Theilo desselben Staates umfasst. 

Von Wichtigkeit wird diese Unterscheidung besonders 
dann, wenn die Erlasse verschiedener Behörden, die, wie es 
möglich ist und nicht selten vorkommt, denselben Gegenstand 
in verschiedener Weise behandeln, in Kollision treten. Wir 
haben oben bereits darauf hingewiesen, dass hiebei nach all- 
gemeiner Anschauung das Recht des Thatortes prävalirt, was 
Tür die wesentlich mich lokalen Interessen berechneten und zu 
(leren Schutz getrotfenen Anordnungen das ihrer innersten 
Natur und Bestimmung einzig Angemessene ist. 

§5. 

3. Inland im Sinne des Strafrechts von Staats- 

Dependenzen. 

Einen interessanten Seitenblick auf die von uns vertretene 
Theorie, dass innerhalb eines Staates unter Umständen eine 

*) Preussisehes Gesetz yom 11. Min 1850 und Ttrordnnng vom 

S80. September 1867 §§ 5 und 11 ; Kreisordnung vom 13. Dezember 1873 
§§ 62 und 78; Bayerisches Polizeistra^gesetsbttch von 1861 Art. 32, 33| 
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strenge Scheidung zwischen den einzelnen Bestandtheilen des- 
selbeu zu machen ist, gewährt eine Betrachtung der Verhält- 
nisse der Kolonien >)• 

Die Gesetsgebongen von drei der an solchen reichsten 
Staaten, Englands >), Frankreichs') und Hollands^) lassen 
keinen Zweifel darüber aufkommen, dass sich die för das 
Hauptland gegebenen Gesetze nur dann auf die Kolonien mit 
erstrecken, wenn dies ausdrücklich in denselben bestimmt 
wurde. 

Die nicht selten durchgängige Verschiedenheit der Zu- 
stände der Kolonien TOn jenen des Hauptlandes führt mit 
Nothwendigkeit dazu, die Wirksamkeit der Gesetze zunächst 
auf dieses zu beschranken. Hiezu kommt ferner, dass die 
Mannigialtigkeit in der staatsrechtlichen Organisation der ver- 
schiedenen Kolonien, sowie in ihrer Stellung gegenüber dem 
Hauptlande nicht leicht in einem, für das Gesanimtgebiet eines 
Staates bestimmten, Gesetze Berücksichtigung finden könnte, 
ohne dessen Anwendbarkeit erheblich zu erschweren. 

35 (Axt 3, 4, 7 der Rension von 1871) tind Gemeiiide-OrdDuiig von 1869 
Art. IM); rer^ ferner das allegirte Wflrttembergisclie GeaeCs Y<m 
1871 § 51. 

*) Vergi. Uezu Martens, prkiB du droit des gens, noav. Ü&L 

. . . par Veigi § 150a, tom. I p. 4(K) sequ.; Vattcl, le droit des gens, 
noav. edit. . . . par Pradier-Fodere I p 4U5 sequ.; Piuheiro-Ferreira, 
coars de droit public interne et externe tom. II p. 65 sequ.; Heffter, 
das eiiropiiische Völkerrecht der Gej^nnvart S 68 (S. 140 der 6. Auflage); 
Bluntsclili. das moderne Völkerrecht § 7i» iS. J>5 der 2. Autl ) 

') ßowytT 1. c. p. i'.y sequ.; Stephen 1. c. pag. 100 sequ. 

•) Ca r not, de riustrnction criniiiielle tom. I p. 33, 1M\ tom. IV 
p. 11 ; Morin, dietiunuaire da droit criraiuel s. v. colonies (p. 164); Sirey, 
recacil general des lois et des arrets 2. serie 1851 p. 70 (oour de Cassation 
7. Septembre 1850); eoostitiilioa da 22. frimaire an ym art 91; Charte 
de 4— la juin 1814 art. 78; Charte de 14. aoAt 1890 art. 64; eowtitntion 
du 4. novembre 1848 tat 109. 

*) Nach Angabe der Motive (S. 238) zu Art. 99 doa «ngefilhrten 
niederlftodiacben Gesetientvarte beateht fOr die in Kiederltodiach-lndien 
lebenden Europäer ein besonderes Strafgesetzbuch; das künftige G^etz be- 
zieht sich nach Titel I des 1. Baches (Art. 2—7) nur auf Delikte, die in 
Earopa begangen werden. 



uiyiu^-Cü Ly Google 



- 29 - 



Besitzen ja manche Kolonien eine fast totale Selbststän- 
digkeit gegenüber dem Muttei'Iande und Yerfassungsverhält- 
niase, welche den Organen desselben nor mehr geringen Eonfluss 
ermöglichen, während andere Kolonien desselben Staates ganz 
und gar Tom Hanptlande aus regiert werden, andere wiederum 
in verschiedener Hinsicht autonom, doch in der Hauptsache 
eigener Organe und der Selbstständigkeit entbehren. 

Wird nun ein gesetzlicher Erlass alsbald bei seiner Ent- 
stehung oder nachträglich auf ein solches Nebenland ausge- 
dehnt, so Terliert dieses für die nach jenem zu beurtheilenden 
Fragen seine Auslandseigenschaft nur dann, wenn die Gesetz- 
gebung in den Händen der Organe des Hauptlandes vollkom- 
men verblieben ist Besitzt aber die Kolonie eine eigene, wenn 
auch der Einwirkung des Mutterlandes nicht ganz unzugäng- 
liche, Verfassung, so kann jeuer Zustand nur dadurch hervor- 
gerufen werden, dass i h r c Gesetzgebuugsorgane eine besondere 
dahiugviliende Anordnung erlassen. 

Eigenthümlich geordnet sind die Verhältnisse der auf 
dem Wege der Okku})ation und Urbarmachung durch englische 
Unterthanen ihrem Vaterlande gewonnenen Iiänder. In diesen 
tritt nämlich akbald das zur Zeit der Inbesitznahme geltende 
englisdie Recht in Kraft, während die spater ergehenden Ge- 
setze nur in Folge ausdrücklicher Bestimmung ihre Wirksam- 
keit auf dieselben ausdehnen^). 

Die natürliche Folge hieven ist dann, dass, obwohl solche 
Kolonien möglicherweise nur von englischen Staatsbürgern be- 
wohnt sind, diese dortselbst, also in einem Theile des Reiches, 
unter Umständen nach einem ganz anderen Bechte leben, als 
in ihrer Heimath, und dass diese letztere sonach, streng juri- 
stisch betrachtet, in allen jenen Beziehungen als Ausland zu 
erachten ist, in welchen ihr Recht gegenfiber seinem Zustande 
zur Zeit der Kolonisirung eine Abänderung erfahren hat. 

Dass die Verschiedenheit der socialen und besonders der 
klimatischen Verhältnisse die Uebortragung von neuen Gesetzen 



Bowyer L e. p. 48; Stephen 1. c. p. 100, 103, 
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des Mutterlandes aaf Kolonien unthunlich erscheinen lässt, wird 
nicht selten vorkommen. Andrerseits ist es wohl auch keines 
Beweises bedürftig, dass die ZiiNtiiiidc in den letzeren häufig 
eine andere Beurtheiiimg erfordern als in jenem, und dass 
denanfoige dm Kmattlroiig Ton Spezialgesetzen nnerlässlich wird. 

G«fade ameh «nf dem Gebiete dw Strafredites irarden 
flkk imiiHifcinal denurüge Difieramn geftteBd madttn und die 
liomlidie Beechrilnktheit dee QeltiingsgelMekes der besfigUdiea 
Vorschriften die von ims betonte Berücksichtigung in Ansprach 
nehmen. 



XL In Staaten" Verbind ungen. 
L Bei Steatent-Tereinigiiiig. 

§ 6. 

a. Begriff ui Artea derselhea. 

Haben sich schon bei Betrachtung der Verhältnisse im 
Einheitsstaato uns manche Kontroversen gezeigt, so lässt sich 
begreifen, dass mit der groeseren Koa^ilisirtheit, weidie den 
StaetooTerbindongen ibrer Natar genutts eigen ist, andi die 
Sdiwienißcett der Fragen wächst» weldie ihrer Losong est- 
gQgenesbflo» 

25einlidi einfiidi gestaltet etdi die Sadie noch bei den 

beiden, von uns unter den Begriff Staatenvereinigung sabsa- 
mirten Arten, dor Kealunion und der Personal-Union; allein 
auch sie erfordern zueilst eine Aiiseinandt iseizunsr über ihr 
eigenstes Wesen, ehe eine Besprechung der uns zunächst inter- 
eanreaden Fragen möglidi ist Sowohl eine Vergteichung der 
Jim fefpchiedeion Aatorea gegebenen Definitionen nimbch als 
der an denn IDaatiinng gewihHm Beiq^ele ffibri m der Er- 
Immtniia, daaa hier for ADem den mannigfaltigen Anaiditm 
gegennber Sidinng genommen werden mnss, welche hinsidit- 
lieh des Inhalten dieser Begiiffc herrschen. Dies gilt räck- 
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sichtlich der Grenze zwischen beiden, dAnn aber auch iMSttg- 
lich des VerhältDisses der Inkorporation zur Real-Umon. 

Es kommt nicht selten Tor dass bei Be^redrang von 
EniTeileihiingen diese als Beai-Unionen becddmei nnd be» 
handelt werden, ein Verbbren, das nabndieinHeh auf die, 
sndlL noch Ton Klfiber^) gegebene, alte Scbnleintheilnng zn- 
rückzuführen ist, nach welcher die unio realis in zwei Unter- 
arten, jure aequali und jure inaequali, zerfilllt und diese letz- 
tere wieder eine proprie sie dicta oder aber iucorporati?a * 
sein kann. 

Beschränken wir aber, wie dies zur Vermeidung von 
Unklarheit absolut erforderlich ist, die Bezeiehnang Union auf 
die Yereinigong der Regiernngsgewalt yon selbstst&ndigen 
Staaten in der Hand eines Staatsoberhauptes, bei weldierdie 
yerbundenen Staaten einander koordinirt und im Besitze ihrer 
Selbstständigkeit verbleiben, so erhellt, dass die Inkorporation 
unter diesen liegritl" nicht mehr subsumirt werden kann. 

Was iiuu den Unterschied zwischen der Personal- Union 
und der Real-Union angeht 3), so ist derselbe darin begründet,, 
dass die in der GemeinschafÜichkeit des Herrschers herror- 
tretende Verbindung der Staaten entweder blos auf dem per- 
sönlichen Bechte eines Individuums oder einer Familie oder 
aber auf der gesetidieb ein für aUraoal festgestellten Ziisam- 



Yeri^l. V. Bar in Goltd. A. fid. 15, S. 665 u. 668; GoUdamer 
ebenda Bd. 16 S. 40 und 381. 

') Europäisches Völkerrecht g 27 not. h ('2. AuHage von Mörstadt). 

*) Vergl. zum Folgenden Hugo Grutius, de jure belli et pacis 1. 1 
c. 8 § 7; 1. 2 c. 9 § 9; Vattel (Pradier-Foderej I p. 130 sequ.; Martens 
(Verge; § 29 (I p. 116 sequ.); Klaber a. a. 0; Heffter § 20 (S. 42 flf ); 
H. A. Zaeharise, deuiaehM Staate- und Biiiide»>Bedit § '^ß (I S. 104 
der B. Aufl.); Blantsehli» aUgemeines Staatareciht Bd. L S. 248 ff. und 
S. 451 ff. (d«r 4. Aufl.); Y^Akenedit | 75; Pösl ia BtaatsehU und Brp 
ter, detttsches StaatevOrterboch Bd. X S. 670 ff.; Wheaton, elemento of 
intexaatioiial law, 2. aimot. edit. by Lawienee, p, 71 wqa.; Herrn. Sehnlxe, 
Einleitimg in das deutsche Staatsrecht § 62; Phillimore, commentaries 
npon international law, 2, edit. vol. I p. 96 sequ.; v, Iloltzendorff ül 
seiner Em^yklopidie der BechtowiMOMdiaft» TiieU I S. 827 (a Aufl.) 
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mengohörigkeit der Staaten beruht. Während die Vereinigung 
ersteren Falles eine zufällige, oft nur vorübergehende Erschei- 
Dung ist, die mit dem Hinwegfall des yerbindenden Elementes 
(Person oder Familie) TOn selbst ihr JSnde findet, ist sie letz- 
teren Falles ein danemdes, rechtlich nothwendiges, anf gesetz- 
licher Vorschrift basirendes und nur auf gleichem Wege wieder 
aufhebbares, Verhältniss. 

Eine Real-Union wird entweder dadurch begründet, dass 
die Grundgesetze der betreffenden Staaten bestimmen, dass die 
unirten Staaten fernerhin untrennbar seien, oder auch so, dass 
▼orgeschrieben ist, es solle fortan ein und derselbe Herrscher 
beide regieren; denn bei Festhaltung hieran ist Ton selbst die 
Zusammengehörigkeit der Staaten gesichert 

Eine Personal-Union wird entweder durch Wahl oder 
dadurch herbeigeführt, dass das Oberhaupt eines Staates zu- 
fällig durch das Erbfulgogesetz eines anderen auch zur Herr- 
schaft über diesen berufen wird. Stimmen die Successions- 
ordnungen beider Staaten fernerhin überein, so kann ihre 
Verbindung lange Zeit dauern. Ist diese Uebereinstimmung 
gerade zu dem Zwecke geschaffen worden, um die Zusammen- 
gehöri^eit der Staaten zu begründen und zu sichern, so nähert 
sich ihr Verhältniss der Beal-Union; letzteres in um so höhe- 
rem Grade, je mehr Angelegenheiten oder Organe den ver- 
bundenen Staaten gemeinsam sind. 

Mit Rücksicht hierauf betrachten wir z. B. auch die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie als ein aus zwei realiter ver- 
einigten Staaten zusammengesetztes Gemeinwesen. Es hat zwar 
Franz von De&k das Verhältniss der beiden Reiche zu einander, 
weil lediglich auf der Gemeinsamkeit des Regenten und des 
Erbrechtes beruhend, als eine Personal-Union^) bezeichnet, 
und scheint es, als ob diese Anschauung auch in dem ungari- 
schen (XII.) Gesetzartikel ^) vom 31. August 1867 zum Aus- 

^) W. LuBtkandl, das uiiguiflch-4ifttenreichiaelie Stastarecht fWien 
1868) 8. 18; Deik, ein Beitrag mm uagazlaehen Staatsrecht (Pest 1865) 
S. 82 ff. 

*) Aber die swiacben den Liliideni der imgariachfln Krone und den 



Digitized by Google 



- 33 - 



druck kommen sollte. Allein Angesichts der Worte in dem 
Gesetzartikel I von 1723''), wolcker die pragmatische Sanktion 
Tom 19. April 1713 für Ungarn verkündete, Angesichts der 
Bezugnahme auf diese letztere in den §§ 1, 7 u. s. w. des 
erwähnten Gesetzes von 1867, Angesichts endlidi der Gemein- 
samkeit verschiedener Organe, hesonders jener für Diplomatie 
und Heerwesen, sowie der znr Berathung geffleinschaftlicher 
Angelegenheiten berufenen Delegationini kann nicht wohl ein 
Zweifel darüber bestehen, dass die Gründe an Zahl und Be- 
deutung überwiegen, w elche den österreichisch - ungarischen 
y,Gesammtstaat*^ als eine Real- Union erscheinen lassen. 

, Als reine Beal-Union im Sinne unserer ohigen Deduk- 
tionen betrachten wir Schweden und Norwegen^ sowie das 
Yerhaltniss Finnlands zu Russland ^) und die Verbindung des 
Königreichs Polen mit diesem vom 27. (15.) November 1815 
an bis zum Manifest des Kaisers Nikolaus Tom 26. (14.) Februar 



fibrigen unter der Regierung seiner Majestät stehenden L&ndem obsdiwe- 
benden gemeinsamen Angelegenheiten und über den Modus ihrer Behand- 
lung; vergi. hierüber „die neue Gesetzgebung Oesterreichs, erlAutert w» 

den Rcichsrathsverhandlungen" Bd. I, Wien 1868 8. 511 ff., wo auch auf 
S. 499 ff. daa für Cisleithanien gegebene „Gesetz Tom 21. Dezember 1867, 
betr. die allen Ländern der üsterreichischen Monarchie gemehtsamen An> 
gelegenheiten und die Art ihrer Behandlung" abgedruckt ist. 

®) „proque stabilienda in omnem casum , . . cum vicinis regnis 
et provinciis hereditariis unione" ; „in sacra regni Hunf^ariao Corona . . . 
succcssioneni . . . secundum normam iu reliquis Suue Majestatis Sacratis- 
bimae regnis . . . acceptatam iuseparabiliter . . . dirigi, servari et 
custodiri.*' Yergl. hiesu andi Lnstkandl a. 0. 8. 219 ff., 226 ff., 
286 ff. und deasem „Abhandlungen ans dem aeteneicfaiidien Staaftsrecht** 
& 235 ff., S. 864 ff. 

'jAnderer Ansicht BlnntBchli a. aa. 00.;jedodidarfteinAn8ehong 
der Bestimmungoi der (modifizirten) Yerfaasung Nonr^ena Tom 4. Novon- 
her 1814, $§ 1, 6, 7 und 39-48, sovie des sdnvedischen „BdcfasakteB** 
(rigsacten) vom 6. August 1815 das Verhältniss beider Staaten ebenso wie 
Oesterreich-Ungarns als mehr denn eine blosse, wenn auch „dauernde'' Per- 
sonal-Union za qualtfiziren sein. 

Vergl. hiezAi Herrn. Wag euer, Staats- und Geaellschaftslcxikon 
]3d. YU S. 424 ff.; Ehrström im Gerichtssaal Bd. 2S (1876) 8. 519 ff. 

3 
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1882*). — Personal-Umoiien hingegen waren die Verbindung 
Ton Enghind nnd Hannover (1760—1837), Ton Schleswig-Hol- 
stein mit Dänemark bis 1864, Ton NeufchAtel mit Preussen 

(insbesondere seit 1815) bis 1857 und von Lauenburg mit 
letzterem bis 1876*^); das gleiche Verhältniss besteht endlich 
noch seit der Wiener Kongress-Akte zwischen Luxemburg und 
den Niederlanden 

§ 7. 

b. Bedentnng derselben für den Inlands-Begriff. 

Für das Gebiet und die Begriffe des Strafrechtes ist der 
Umstand, dass ein Staat mit dem anderen in Personal- 
Union steht, völlig bedeutungslos. Selbst für das Völkerrecht 

oder das Staatsrecht hat eine solche Verbindung keine weiteren 
Folgen. Steht dieselbe ja doch weder einer gänzlichen Ver- 
schiedenheit der verfassungsrechtlichcu Verhältnisse noch der 
Möglichkeit eines Krieges zwischen den unirten Staaten ent- 
gegen. . 

•) Vergl. Wheaton 1. c. p. 73 scqu. ; Pliillimore 1. c. p, 94 sequ. 
Vergl. Wheaton 1. c. p. 72, III, 476; Phillimore L c. p. 
96, 153 seqo. 

Yer^ die KonveDtioii v<m Ctastein lam 14. August 18^5, geaeh- 
migt sa Salsbug am SX>. desselben Monats» Art. 9 (Staato-ArcbiT m Ae- 
gidi und Klanhold Bd. IX 8. 288, 290), das Patent vom 13. September 
1865, betr. die Besitzei^eifung des Herzogthums Lauenburg (ebenda S. 294) 
und den Bericht der XIII. Kommission des (preuss.) Abgeordnetenhauses 
Aber den Gesetzeutwurf, betr. die Vereinigung der Herzogthümer Holstein 
und Schleswig mit der preussischen Monarchie, vom 24. September 1866 
(ebenda Bd. XI S. 251, insbesondere S. 261) sowie den anlässlich der pro- 
jektirten Einverleibung Laiieuburgs abgeschlossenen Vertrag zwischen Preusseu 
und Lauciiburg vom 15. März 1870 Art. ü Ziff. 2 (Anlagen zu den steno- 
graphibcheu Berichten über die Verhandlungen des [preuss.] Abgeordneten- 
hauses, 1876 Bd. II Nro. 122 S. 749). — Der Artikel 55 der Verfassuugs- 
ürknnde för den Preussischen Staat vom 81. Januar 18&0: „Ohne EinwU* 
ligung beider Kammern kann der König nicht zngleich Herrseher fremder 
Beiehe sehi*' fand bei dieser Gelegenheit keine BerOeksichtigung. 

") YeigL hii'zu K laber § 27 not c nnd die Verfassung des Groea> 
herzogthnms v. 9. Juli 1848, Art 1 und 3 bei H. A. Zachariae, die 
deutsohen VerüuBungsgesetze der Gegenwart S. 457. 
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Auf diese Weise erklärt es sich leicht, dass sich das 
gegeuseitige Verhältuiss solcher zweier Staaten für Fragen des 
Strafrechtes höchst einfftch darstellt. Beide Staaten „hHben 
— der Einheit der Person des Souverains ungeachtet — im 
VeiMltiuBs zu einander «ich gegenseitig fremd, beuehungsweiae 
AosUuid*^ 0. Dasg die in den nnirten Staaten geltenden Straf- 
bestimmungeu über den Hodiyerrath, soweit sie das Staatsr 
Oberhaupt betreffen, eine und dieselbe Person im Auge haben, 
ist in dor Natur der Sacliij begründet, im Verhültuiss der Ge- 
setzgebuiigeii zu eiiiaiulcr jedoch etwas rein Zufälliges. 

So enthält denu auch wirklich das preussische Strafge- 
setzbuch nicht die geringste Beziehung auf Neufch&tel, obwohl 
nr Zeit seiner Publikation (1851) der König von Preussea 
noch an seinen Ansprüdien auf die Herrschaft über dieses 
Land festhielt; ebenso ist weder in^dem bisherigen nieder^- 
dischen Strafgesetz buche noch in dem neuen Entwürfe des jfm 
dem Kihng der Niederlande regierten Orosshensogthums Lusamr 
burg irgendwie gedacht. 

Anders gestaltet sich dies aber bezüglich solcher Staaten, 
zwischen welchen Ile al- Üiii(Jii besteht. Wie dieselben im 
völkerrechtlichen Verkehr als ein Ganzes, durch den gemcin- 
aamen Herrscher gleichzeitig ropräscntirt , auftreten, so hat 
auch jeder der vereinigten Staaten in Ansehung ihrer grund- 
gesetzlichen Zusammengehörigkeit ein lebhaftes Interesse an 
dem Befinden und Bestehen des anderen und an der Erhaltung 
der Verbindung mit demselben. 

In Konsequenz hie von bilden rüeksichtlich der Staatsver- 
brechen <lic beiden Stauten und das zwisehen ihnen bestehende 
Verhiiltuiss, sowno deren }:jomeinschat"tliches Oberhaupt für die 
Leiden Gesetzgebungen Objekte des Schutzes. Es w'erden 
also bezüglich politischer Delikte die verbundenen Gemein- 
wesen gegenseitig als Inland erachtet, während hinsichtlich der 
Privat- umL sonstigen Verbrechen die Selbstständigkeit und 
Unabhängigkeit derselben zur vollen Geltung gelangt. 



1) ZApfl iu Gultd. Arch. M. 16 S. 43, 

8* 
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Id dem 9. Kapitel des norwegischen Strafgesetzbndies 
T. 20. August 1842 — die Novelle zu demselben yom 3. Jnni 

1874 brachte für die uns interessir enden Theile keine wesent- 
lichen Aenderungen^) — , welches die Verbrechen gegen den 
Staat und den König behandelt, sind die Norweger und Schwe- 
den rücksichtUch der Straf barkoit wegen solcher Delikte ein- 
ander vollkommen gleichgestellt und rangiren die Angriffe 
gegen Schweden — abgesehen Ton solchen gegen dessen Ver- 
fassung — und die staatsrechtliche Verbindung desselben mit 
Norwegen ganz auf der gleidien Stufe mit solchen gegen dieses 
selbst. Abgesehen hieven aber ist in GemSssheit des ersten 
Kapitels des Gesetzbuches dessen Wirksamkeit auf Norwegen 
und seine Staatsangehörigon , resp. nach § 2 deren Schutz, 
beschränkt. 

In ähnlicher Weise regeln die neuen Strafgesetzentwürfe 
für Cisleithanien („die im Reichrathe vertretenen Länder") von 
1874 und für Ungarn von 1877 die einschlägigen Fragen >). 
Jener, indem er im 1. Hanptstücke des IL Theiles (§§ 89 ff.) 
die Ver&ssung und das Gebiet „der östenreichisch-migarischen 
Monarchie" den entsprechenden Besiehungen der im Reichs- 
rathe vertretenen Länder gleichstellt; dieser in der Weise, 
dass Verbrechen gegen ,,den Verband zwischen dem ungari- 
schen Staate und dem anderen Staate der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie" sowie gegen das Gebiet des letzteren im 
I. Abschnitt des II. Theiles (§§ 125 ff.) mit denselben Strafen 
bedroht werden, als die DeUkte gegen die Verfassung oder 
das Gebiet Ungarns selbst. Die Person des gemeinsamen Mo* 

Vergl. Geiz, den norske Straflfelov, insbesondere S. 28 ff. 
') Das geltende Strafgesetz vom 27. Mai 1852, welclics zur Zeit des 
Absolutismus erlassen wurde, gilt gemäss dem ratent von dem gleichen 
Tage „für den ganzen Umfang des Keicbcs", das nunmehr nach der Gesetz- 
gebung von 1S67 in „zwei gesonderte und gleichberechtigte Theile" zerfallt. 
~ Begreiflicherweise enthält dasselbe, von dem Gedanken der Einheit des 
Beidies Aoagehend, keiiie ans an dieser Stelle intereaaixeDden Bestimmungen. 
Dagegen hatte schon der Entwarf von 1867 — vergleiche dessen „Be- 
sprechnng" durch Geyer (Wien 1867) 8. 9 and 79 C — den neuen staat- 
lichen yeFbiderai|ge& Becfaniiog getragen. 
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uarchcn steht als Kaiser, resp. König unter dem Schutze, der 
Gesetze beider Staaten. In allen anderen Beziehungen aber 
stehen sich dieselben als Ausland gegenüber und zwar in dem 
Masse, dass Angehörige des einen Theils weder zur Aburthei- 
lung noch zur StrafFoUstreckung den Behörden des anderen 
ausgeliefert worden dürfen^). 

Sonach fanden wir die Gesetzgebungen der wichtigsten, 
von uns als Beispiele ins Auge gefassten Staatenvereinigungen 
in einer deren rechtlicher Natur entsprechenden Weise geord- 
net. Gleichzeitig konnte die Betrachtung derselben als Prüf* 
stein der von uns vertretenen Anschauungen dienen und dürfte 
deren Richtigkeit bestätigt haben« 

2. Im Bundesstaat 
§ 8. 

a« Begriff desselben« 

£8 ist für den vielbestrittenen Begriff des Bundesstaates ^) 
nickt ohne Bedeutung, darauf hinzuweisen» dass die drei be- 



*) Vergl TheU I HaaptstOdc I ({§ 1^7) des Caleireichigchen, Theil I 
Abschnitt n (IS 6—19) des ongariBchen EntwnrfSee. 

') TeigL Ober die historische Entwicklung desselben Brie, der 
Bundesstaat, I. Abth.; s. ferner J. Ach. Rudolph, de poena dclictorum 
extra territorium admissomm, Erlang. 1790 § 3; Yattel (Pradier-Fodere) 

I p. 181 sequ.; Martens (Vergö) § 29 (I p. 115 sequ.); Heffter SS 20, 
21; Tocqueville, de la democratie en Ainrnque, 13. edit. toin. I pag. 
133 sequ.; H. A. Zachariac, die schweizerische Eidgenossenschaft, der 
Sonderbimd imd die Bundes-Kovision S :»1 ff., S. 150 ff.; Staats- und Bundes- 
recht §§ 26, 27, 244 (I S. 98 ff.; II S. G14 ffj; Mitterinaicr's Bericht 
in Droysen, Verhandlungen des Verfassungsausächusacji der deutsichea 
Nationalversammlung Th. I S. 422 ff.; W eicker in Rotteck und Welcker, 
Staatslezikon, & Aofl. Bd. III S. 129 Waitz, Grundzage der Politik 
8. 163 ff. (Ansf. III); Pöxl in Bluntschli und Bnter, StaatswOrteibach Bd. 

II S. 285 ff.; Bluntschli, Staatsrecht Bd. I 8. 245 ff., 451 ff.; Volker- 
recht f 70; Wheaton p. 75 sequ.; Escher, Handbuch der praktischen 
Politik Bd. II S. 481 ff.; Blumer, Handb. des schweizerischen Bundes- 
staatsrechts, Bd. I S. 142 ff. ; Rüttimann, daa nordamerikanische Bundes- 
Staatsrecht, veiglichen mit den politischen Einrichtungen der Schweiz I S. 
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deutendstcii Staatswesen, welche in der modernen Zeit unter 
diese Kategorie gestellt werden, die Vereinigten Staaten von 
Nord-Amerika, die Schweizerische Eidgenossenschaft und das 
neue Deutsche Boich, aas einer loseren Verbindung herror- 
gegangen sind, welche allgemein als Staatenbund bezeichnet 
und aufgefiMst wird. 

In der Gegentiberstelhmg und Vergleichung mit dieser 
Form der Staatenverbindung findet die moderne Schöpfung des 
Buudesstaatsbegriifs ihro hoste Prilzisining. 

Wie die Bezeichiiuiigen schon ausdrückcu, ist der Staaten- 
bund die föderative Einigung zu einem Bunde, der Bundes- 
staat eine solche zu einem Staate. Der Staiitcnhund ist ledig* 
hch eine Verbindung von Staaten, der Bundesstaat die Or^ 
ganisation des Volkes zu einem, dessen Unterabtheilungen 
zusammenfassenden, einheitlichen Staatswesen. Während so 
der Staatenbund Aehnlichkeit besitzt mit der Gesellsdiaft 
(societas) des Privatrechts, ist der Bundesstaat ein der juristi- 
schen Person (universitas) desselben analoges Gebilde. 

Dies tritt besonders hcrvf)r in der Zusammensetzung der 
Ccntralorgane sowie in den Befugnissen, welche denselben zu- 
stehen. Dort wird dieses gebildet durch die blosse Vereinigung 
von Vertretern der Kegierungsgewalten der Staaten, 
der Bundesstaat hingegen besitzt eigene, in ihrer Sphäre 
Yon den Gliedstaaten unabhängige Organe, welche neben 
Vertretern der Staaten auch aus solchen der Nation bei- 
stehen. 

Das Gesammtorgan des Staatenbundes repräsentirt ledtg- 
lich die Gesanimtheit der Staaten als solcher, jenes des Buu- 
dcsst^ts das Volk des ganzen Bundes. 



48 ff.; Schulze 8§ 63, 64; Phillimore I p. 150 aequ.; Serdel, 
ZeitBclir. f. d. ges. Staalsvissemchaft Bd; 2i (1872) S. 185 ff.; Comaieiitar 

zur Vorfass.-Urkunde f. d. deutsche Eoich S. IX ff.; Robert v Mohl, dts 
deutsche Rcichsstaatsi-echt S. 27ff. ; Hänel, Studien zum deutschen Staats- 
recht I S. 31 ff.; Lab and, das Staatsrecht des deutschen Reichs Bd. I 
§§ 7—12; V. Holtzeudorff a. a. 0. S. 827 ff.; Hänel in Hirth'sAjmaleii 
des deutschen Reichs, 1877 S. 78 ff. 
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Die oborsto Gewalt im Bundesstaat nntersdieidet sich 
Ton der Gentralgewalt des Staatenbundes ,,wie sieb die Staats- 
gewalt von jeder anderen Vereinsgewalt unterscheidet, wie die 
Gemeinde-Obrigkeit eine andere Natur hatj als das Yorstehor- 
amt in einer Gesellschaft" 

Die letztere bringt nur die Summe der Sonderwillen der 
einzelneu Staaten zum Ausdruck, jene hingegen äussert den 
einheitUchen Willen der Gesammtnafion. 

Rücksichtlich des Vollzuges ihres Willens ist die Gentral- 
gewalt des Staatenbundes Yon den Gliedstaaten abhängig, in- 
dem sie sich nur an diese wenden, und die Ausführung durch 
die Organe derselben anregen und veranlassen kann. Der 
Bundesstaat dagegen besitzt zu diesem Zwecke eigene Organe, 
neben deren ThiitigkfMt jedoch die In.inspruchnahme jener der 
Gliedstaaten keineswegs ausgeschlossen ist. 

Die „Beschlüsse" des Staatenbundes begründen nm* mass- 
gebende Normen für die verbundenen Staaten, welche erst 
durch deren besondere legislati?e Thätigkeit für ihre Unter- 
thanen bindende Kraft erhalten; die „Gesetze** des Bundes- 
staates hingegen haben für diese direkt Terpfiichtende Wirkung, 
ohne dass daneben eine rechtlich relevante Publikation der- 
selben Seitens der Landt;sgesetzgebung nötliig noch überhaupt 
denkbar wäre und zwar in der Weise, dass sie ohne jegliche 
Vermittlung und auch gegen den Willen der Einzelstaatsgewalt 
RvdL Befolgung Anspruch machen. 

Dieser unmittelbaren Gehorsamspflicht entspricht im 
Bundesstaate auf Seite der Unterthanen der Einzelstaaten eine 
Reihe von Berechtigungen, welche sich füglich unter dem Be- 
griffe eines Bundesbürgerrechts zusammenfassen lassen, während 
bei dem Charakter des Staatenbundes als eines völkerrecht- 
lichen Vereines ein derartiges Vcrhältniss ausgeschlossen ist. 

Die in diesen Merkmalen kulminireude staatliche und 
staatsrechtliche Natur des Bundesstaats erfreut sich der An- 
erkennung Seitens des grössteu Theiles der Autoritäten auf- 



*) Zaekariae, die acbireiierische EldgenosseittclMft 8. 83. 
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dem Gebiete des Staatsrechts. Nicht minder auch die Sab<- 
suntion des neuen Deutschen Reiches unter diese Kategorie, 

wenn auch die Ansicht nicht unvertreten hlieb, dass die eigen- 
artige, besonders in der monarchischen Spitze hervortretende, 
Beschaffenheit dieses Geraeinwesens und seiner Bcstandthoiie 
sich dem hergebrachten Begriffe nicht recht fügen wolle. 

§9. 

b« Bedeatungr dieses ffir den Inlandsbegriff» 

Die nächste FolgOi welche sich aus dem Inhalte des eben 
erörterten Begriffs ergibt, ist die Nothwendigkeit eines straf- 
rechtlichen Schutzes der im Bundesstaate vcrköiperten Staats- 
eiuhcit, des Gebietes desselben und seiner Organe. Mag ihm 
die Regelung des Strafrechtes im Allgemeinen zustehen oder 
nicht, 80 kann ihm das Hecht zur Erlassung von solchen Be- 
stimmungen keinesfalls bestritten werden. Es hiesse dies 
sonst, ihm eine der wichtigsten Funktionen eines selbststän- 
digen, mit eigener Persönlichkeit ausgestatteten Staatswesens, 
also eine seiner wesentlichsten Eigenschaften, absprechen. 

Ffir die so aufgestellten Anordnungen ergibt sich natur- 
gemäss als Herrschaftsbereich das ganze Bundesgebiet, und er- 
streckt sich demzufolge für dieselben der Inlaudsbegriff über 
dessen ganze Ausdehnung. 

Bezüglich der sonstigen Vorschriften strafrechtlichen In- 
halts ist in Gemässheit unserer obigen Ausführungen die Quelle, 
welcher sie entflossen, und das Gebiet, für welches sie erlassen 
worden sind, von entscheidender Bedeutung. 

Wurden dieselben von Seiten der Bundesgewalt und mit 
Wirkung für das ganze Bundesgebiet aufgestellt, so ist auch • 
dieses letztere in seinem ganzen Umfange für dieselben als 
Inland zu erachten. Wui de der Geltungsbereich aber in irgend 
welcher Richtung beschränkt, so wirkt dies natürlich auch 
wiederum auf den Inlandsbegriff zurück. Handelt es sich 
vollends um Anordnungen der Gliedstaaten, so beschränkt 
sich derselbe auf das jeweilige Gebiet des jene erlassenden 
Gemeinwesens. 
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In dieser Beziehung vorztiglicb besteht ein durchgreifen^ 
der Unterschied zwischen dem Deutschen Beiche einerseits 
und anderseits den Vereinigten Staaten und der Schweiz, 
weldie auch von der jüngsten Ver&ssungsreyision in letzterem 
Bundesstaate (29. Mai 1874) unherShrt geblieben ist. 

Trotz dieser und trotz des beinahe schon hundertjähri- 
gen Bestehens der amerikanischen Union in der Form des 
Bundesstaates ist nämlich im neuen Deutschen Reiche der 
Centralgewalt eine weit umfangreichere Kompeteuzsphäre ein- 
geräumt als in den beiden anderen Konföderationen. 

Während z. B. hier dem Bundesstaat lediglich die Be- 
fugnisB zusteht, die Centralgewalt» sowie die mit derselben zu- 
sammenhängenden Institutionen und Interessen strafirechtlich 
zu schützen!), besitzt das Deutsche Reidh bereits seit dem 
Beginne seiner Existenz ein vollständiges Strafgesetzbuch, das 
es mit der Beorhung des norddeutschen Bundes erwarb. 

Demgemäss umfasst im deutschen Bundesstaat der Be- 
griff Inland für das Strafrecbt in ungleich mehr Fällen das 
ganze Bundesgebiet als in den beiden anderen. Allein auch 
in Deutschland musste er zu diesem Ende einen, weim auch 
sehr kurzen, Entwiddungsprozess durchmachen. 

a. Inland im Sinne des Eekhsrechts, 

§ 10. 

aa, Einflush der Bildung des norddeutschen Bandes^ insbesondere des 

Art. 8 der Terfsssung desselben. 

Die Konstituirung des norddeutschen Bundes und des 
Deutschen Reiches brachten zunächst in den Art. 74 und 75 

■) Constitution of the Uuited States art. III s 3; art. I s. 8. claus. 

4, 6, 10 ; Art 108—107 der gehveiieiiaclien Bundesverfassung vom 12. Sep- 
tember 1848; Art. 112 jener von 1874, Gesetz t. 4. Febmar 1853 Aber 
das Bundesstrafredit der scbweiaerischen 'Eidgenossensdiaft; Story, com- 
inentariea on the Gonsdtntion of the TJnlted States, 3. edit toL II p. 91 sequ. 
(S§ 1157—1168) p. 177 seqo: (S$ 1295-1302); Bishop, commentaries 
on the criminal law, 4. cdit. tom. I §§ 144 sequ., 910; Kfittimann II 

5. 40 S. u 50 ff.; Blum er II S. 71 ff.; Sim. Kaiser, schweiaerlsches 
Staats-Becht Band 11 S. 311, lU S. 27. 
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der Verfassung nur Boatimmnngon sicli, weiche den in Amerika 
lind in der Schweis heute noch bestehenden analog waren. 

Auf Grund dieser traten für die politischen Verbrechen 
die entspredienden Beziehungen des Bundesstaatoe neben jenen 
der Einzelnstaaten unter den Schutz der Oesetze der letzteren i), 
ohne dass aber sonst auf dem Gebiete des Strafrechtes, ins- 
besondere bezüglich des Inlandsbegriffes, irgend eine weitere 
Aenderung eingetreten wäre. Auf ein politisches Ver))rechen 
gegen einen der verbündeten Staaten, welches nielit unter den 
Art. 74 der Verfassung gefallen wäre, würden deshalb unent- 
wegt lediglich die bisher hiefiir geltenden Bestimmungen über 
Delikte gegen „befreundete** Staaten Anwendung gefunden 
haben, nicht aber die für den Schutz des aburtheilenden Staates 
selbst aufgestellten Regeln an deren Stelle getreten sein. 

Nur soweit es Gegenstände betraf, welche dem Straf- 
rechte mit dem Staatsrechte des Bundes gemeinsam waren, 
wurde eine Unterscheidung des neuen Zustaudes gegenüber 
dem früheren erforderlich. 

Wie wir hiefür soeben hinsichtlich der Verbrechensobjekto 
. die bezüglichen Bestimmungen der Verfassung anfuhren konnten, 
so musste deren Einwirkung auf das Strafensystem eben- 
falls die gebührende Würdigung erfahren. Dies galt denn 
auch für die Nebenstrafe der Ausweisung aus. dem Gebiete 
ein^ Einzelstaates, welche ihrer Natur nach nur Ausländer 
treffen kann. 



') Nicht ganz mit Kedit viniiisste Hei uze, staatsrechtliche und 
strafrechtliche Erörtermigen z d. Entwurf eines St.G.B f. d. nordd. Bund, 
53, hicriu „uiueu treuen strafrechtlichen Ausdruck^^ der Btraffereu £in- 
belt des Noidd. Bandes gegenüber jener dfls firittieren DeutBchen Bandes. 
Während nämlich der letztere Ton dem guten Willen der einsefann Staaten 
abbinglf war, ob diese eine dem Beschlüsse vom 18. Angäst 1836 ent- 
sprediende Anordnung treffen wollten, war hier dem Bundesstaat alsbald 
denelbe Mrafitechtliche Schutz gewährt, den jeder Einzelstaat für sich selbst 
beanainrachte. Dieser Kontrast mochte die Abhängigkeit von den verschie- 
denen Rechten der einzelnen Staaten als unwesentlich erscheinen hissen, 
während zugleich die von einer Bolbstständigen Strafdrohung zu befürchten- 
den praktischen Schwierigkeiten dieselbe empfahlen. 
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Nachdem mm aber durcli Art. 3 der Bundesverfassung 
ein gememsames Indigenat für ganz Deutschland geschaffen 
worden war, in Gemässheit dessen alle Deutschen in allen 
Staajben des Bandes als Inländer behandelt werden mnssten, 
konnte diese Strafe gegen Deutsche keine weitere Anwendung 
mehr finden. 

Entgegengesetzten Falles wäre es möglich gewesen, den 
in dem einen Bundesstaate? sesshaften und daselbst abgestraften 
Angehörigen des anderen nach Verbüssung seiner Strafe des 
Landes zu verweisen und so des wichtigsten Ausflusses aus 
dorn Indigcnate, des Aufenthaltsrcchtes, zu berauben. 

Diese Kollision mit den Grundsätzen des Staatsrechtes, 
zu welcher die Aulrechterhaltnng der Ausweisung Veranlassung 
gegeben hatte, war es, die diese Strafe Deutschen gegenüber 
fitr die Zukunft ausschliessen mnsste. Der Umstand allein, 
dass einzelne der biedurch abgeänderttn deutschen Strafgesetz- 
bücher für Inliinder (bis Institut der Polizeiaufsicht nicht 
kannten, vermochte diese Folge der Bundesgesetzgebung nicht 
zu beseitigen, vielmehr höchstens das Vorhandensein einer 
Lücke im Strafsystemo jener fühlbarer zu raachen.. 

Während diese Folge der staatlichen Einigung weit da- 
Ton entfernt war, allgemeine Anerkennung zu finden*), erfreute 
sich eine andere Konsequenz, die man aus derselben ziehen zu 
dürfen glaubte, grösseren Beifalls. 

') Vergl. dafür: Goose in der StrafVcclitszeilnnf; von v. Holtzcu- 
dorff 1F68 Sp. 337 ff.; Golt dammer in seinem Archiv Ikl 10 S. 469 ff.; 
n. A. Zac.liariae im Girichtssjuil Bd. 21 (18G9) S. 41^: Erkenntnisse 
des Ü.A.G. Lübeck in der .Strafrechtszeituug 1^70 (Bd. 10) Sp. 519 und 
1871 (Bd. 11) S. 241, des O.A.O. Berlin in Ooltd Anh. Bd. 16 & 473 
und des Obeitrib. Berlin ebenda S. 474, 476, sowie des badischen Ober- 
iMifgerichtB zu Mannheim in den Anmtlen der grossh. bsdiachen Gerichte 
Bd. 87 (1871) 8. 203 u. 205. . 

dagegen: t. Gross im Gerlditssaal Bd. 19 (1867) S. 8*29 ff., der 
Zustimmung fand in der Straf rech tszeitung 1869 (Bd. 9), Sp. 148 ff. sowie 
in den Erkenntnissen des Kreisgerichtes imd des A.G. Gotha (Goltd. A. 
Bd. IG S. 412). des AG. und des O.A.G. 0 1 d e n h u rj,', des Kammergerichts 
Berlin '^Strafrechtszcitung 1868, Sp. 352 ff.) und des Obergerichtes Ham- 
burg (ebenda 1870, Sp 266). 
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Trotzdem die Tendenz dos Artikels 3 der Verfassung 
entschieden nur dahin ging, den Angehörigen der einzehien 
deutschen Staaten gegenüber den Nichtdeutschen eine bevor- 
zugte Stellung in der Weise einzuräumen, dass alle auf Aus- 
ISnder bezüglichen nachtheiligen Bestimmungen, insbeson- 
dere jene staatsrechtlidier Natur, fernerhin auf sie keine An- 
wendung mehr finden sollten, suchte man aus jenem auch ein 
Privilegium odiosum abzuleiten. Es wurde und wird der 
Satz aufgestellt 3) , dass schon in Folge des licichsindigenats, 
noch mehr aber vermöge der auf dem einheitlichen Strafgesetz- 
buch basirenden Solidarität der Bechtspfiege innerhalb des 
Deutschen Beiches, jeder Deutsche Ton jedem deutschen Ge- 
richte strafgerichtlich yedolgt werden könne, wo auch immer 
er das Verbrechen begangen haben mag, welches hiezu Anlass 
bietet 

Natürlich brachte die Durchführung dieses Prinzipes von 
selbst die Kückkehr zu der missbräuchlichen, ausgedehnten 
Geltendmachung dfs forum deprehensionis mit sich, wie sie 
im alten deutschen Ii bestanden hatte ^). Allein eben dies 
lässt auch die Unzulässigkeit eines solchen Vorgehens alsbald 
ersehen. 

>) Heinze, Erörterungen S 67 und 74; v. Bar, Goltd. Arch. Bd. 
18 (1870) S. 89; Spinola ebenda Ikl. 20 (1872) S. 321 flf.; Rüdorff, 
Strafgesetzbuch f. d. deutsdie Keich S. 05 u. S III (S 3 Note 7); Heinz.e 
in V. HültzendorflTs Handbuch des Strafrechtes, Bd. II S. 18. — Dagegen; 
Schwarze, Commentar, 8. 211, und in Goltd. A. Bd. 21 (1873) S. 64 IF.; 
Francke ebenda S. 72 ff.; Schütze, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, 
2. Aufl. § 20 Note 1 S. 55); Cirkularrescript des Obentaatsauwalts zu Wolfen« 
battel im Gericbtsaasl Bd. 25 (1873) S. 144 ff.; Erkenntnlss des Ober- 
tribunala Berlin in Goltd. Ardu Bd. 24 (1876) 8. 582. 

*) Tergl. hierüber 0. L. Böhmer (J. M. Büppel), de deUctis 
extra teiritorium adminis, Gotdngae 1748 § 8; Chr. EV. 6. Meister, 
peinliche Recht^lehrBamkeit in Deutschland 2. Aufl Bd. I S. 618 ff.; 
Klcinschrod im Archiv des Criminalrechts Bd. VII (1807) S. 362 ff.; 
Grolmann Grundsätze der Criminalrechtswissenschaft, 3. Aufl. § 419; 
Martin, Lehrb. des teutschen gemeinen Kriniinalprozcsses, 5. Aufl. (von 
Temme) § 38; H. A. Zachariae, Handb. des deutschen Strafprozesses 
Bd. I S. 362 ff., 36» ff. 
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Während das Strafverfahren zu jenen Zeiten theils auf 
der Karolina, theils und vorzüglich auf den von der gemein- 
rechtlichen Theorie und Praxis ausgebildeten Regeln basirte, 
stehen wir nanmehr den Prozossordnungen der einzelnen Staaten 
gegenüber, welche die einzige Quelle für die Entocheidung 
unserer Frage zu Inlden haben. 

SqU nun auf Gmnd einer Ergreilnng die StrafVerfolgong 
eines Verbrechers eingdeitet werden, so' ist vor Allem zn 
prüfen, ob die weiteren Vorbedingungen gegeben seien, von 
welchen nach dem Prozessrechte des betreffenden Staates die 
Bcfugiiiss des arrestirenden Gerichtes zum Einschreiten ab- 
hängig ist. Ist dieselbe in einem gegebenen Falle dadui'ch 
bedingt, dass der Inquisit Inländer sei, so genügt hieza keines- 
wegs, dass er Angehöriger eines deutschen Staates und somit 
Inländer im Sinne des Art 3 der BeidiSYerfassung ist 

Der Zweck, welcher mit der Schaffung des gemeinsamen 
Indigenats verfolgt wurde, war lediglich der, dass ^ Deut- 
scher in einem anderen Bundesstaate nicht deshalb schlechter 
als dessen eigene Angehörige behandelt werden sollte, .weil 
er nicht auch ein solcher ist. Nicht aber wollte man ihn 
nach allen Richtungen den Staatsangehörigen j^^leichs teilen 
und ihn hiedurch unter Umständen auch in eine, gegenüber 
seiner bisherigen, ungünstigere Stellung bringen, obwohl er 
nicht dem betreffenden Staate angehört Man wollte ganz und 
gar dasselbe Ziel erreichen, welches bereits mit dem § 134 
der BdchsverfasBung von 1849 angestrebt wurde, der lautete: 
Kein deutsoher Staat darf zwischen seinen Angehörigen 
und anderen Deutscheu einen Unterschied im bürgerlichen, 
peinlichen und Prozessrechte machen, welcher die letz- 
teren als Ausländer zurücksetzt. 

£s sollten nur die Ausnahm sbestimmungen zu Un- 
gunsten TOn Ausländern für die Deutschen wegfallen; sie 
sollten denen der Inländer gleiche „Befugnisse'^ erhalten, nicht 
aber auch zugleich der Vortheile verlustig gehen, die ihnen 
daraus erwuchsen, dass sie nidit dem einen, sondern dem an- 
deren Gliedstaate angeh&rten. 
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Dies w&re aber eingetreten, fSblls man als Gcgenldstang 

für die eingeräumte „Befugnis s'', sein Recht wie ein In- 
länder zu verfolgen, die Pflicht, sich wie ein Inländer ver- 
folgen zu lassen, statuirt hätte Der Begrilf Inländer auf dem 
Gebiete des Strafverfalueus wurde eben nur da erweitert, wo 
hicdurch eine RechtsTermehrnng, eine Begünstigung für 
die Angehörigen der anderen Bundesstaaten erreicht werdra 
konnten, nlcbt aber auch da, wo die gegeutheilige Wirkung 
herrorgemfen worden wäre. Demsnfolge blieb die Frage, ob 
die Gerichte des nenen Bundesstaates tat strafrechtlichen Ver* 
folgung eines Ängehdrigen des anderen befugt sein, lectiglicb 
nach den für jene massgebenden Kompetenz Vorschriften zu ent- 
scheiden, ohne dass die staatsrechtliche Vereinigung, das Zu- 
sammentreten der deutschen Staaten zum norddeutschen Bunde, 
resp. deutschen Reiche, hieran eine Aenderung getroöen hätte. 

Es wurde dies l)ei der Berathung des Gesetzes vom 
21. Juni 1^9, betre£Eend die Gewährung der Rechtehilfe, an* 
erkannt es bildete dieser Satz ein Axiom bei Ab&ssnng der 
neuen Justizgeeetze'), und es wurde der Wüle' der Beidie- 
gesetzgebung, eine soldie missbräucUüche Berufung auf das 
forum deprehensionis hintanzuhalten, in unzweideutiger Weise 
dadurch zum Ausdruck gcliracht, dass dem Gerichtsstande der 
Ergreifung in § 9 der Strafprozess-Ordniuig vom 1. Februar 
1877 nur eine subsidiäre Bedeutung verliehen wurde. 

l»b. EiufluiM der Einführangr des BuudcsätrafgebetzbttehH nud der 

&eich8verfas8ang« 

§ 11. 

m) Im Allgemeinen. 

In eine neue Phase- trat der Begriff Inland bei und mit 
der Emanirung des Strafgesetzbuches für dou Norddeutscheu 

^) Komuii&siousbericht iti den Yerhandluugeii des iieichstags des 
nordd. Bandes 1869, Bd. 3 (I>ruelMc]i^ Kr. 325) S. 694 ad § 23 det 
Entwurfes. 

*)' MotiTe sa deo gg 188^ 184 des Eotwoifes nm deulseliai QedäatB- 
veEtenng^-Geeetn. 
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Bund. Wäre schon in Gemässheit des § 1 des Einfühnmgs^ 
gesetses kein billiger Zweifel darüber mehr am Platze gewesen, 
dass sein Geltungsbereich sich über das ganze Gebiet des 
Bundes erstrecken und dieses somit in seiner Totalität ah 
Inland betrachtet werden sollte, so* sorgte gewiss der § 8 des 
Gesetzbuches in dieser Richtung alles WOnschensweräie vor. 
Wir haben schon oben erwähnt, dass noch vor dein Inkraft- 
treten des Gesetzes durch den lUindcsvei trag mit Hessen sein 
Wirkungskreis erweitei t worden war, und deeluilb für dasselbe 
mit dem ersten Tage seiner Wirksamkeit (I.Januar 1871) als 
Inland das gesammte Gebiet d( s bisherigen norddeutschen 
Bundes nebst dem südlichen Theile des Grossherzogthums 
Hessen zu erachten war. 

Dass an dem gleichen Tage die Reichsroffossung mit 
einem bedeutend weiteren Inlandsbegriff in Kraft trat, konnte 
nach der von uns yertrctenen Anschauung auf das Straf- 
gesetzbuch und die iiir dasselbe massgebeiuleii Begriffe einen 
Einfluss nicht üben. Es wollte und sollte dieses nur für 
den bezeichneten Umfang Geltung haben, und damit war 
der Begriff Inland für dasselbe nnbezweifelbar fixirt, mochte 
auch für Fragen des Staatsrechtes dessen engere Begrenzung 
bereits überholt sein. 

Die Ricbtigkeit dieser Ansicht beweist das Reielksgesetz 
vom 15. Mai 1871, betreffend die Redaktion des St.G.B. für 
den Norddeutschen Bund als St.G.B. für das Deutsche Reich 
verglichen mit jenem vom 1(5. April 1871, betr. die Verfassung 
des Deutschen Reiches, § 2*). Obwohl hier ausdrücklich be- 
stimmt war, dass die in Art. 80 der 1870 vereinbarten Ver- 
fassung aufgeführten Gesetze nunmehr lioichsgesetze und 
Ton nun an unter den Bezeichnungen Norddeutscher Bund, 
dessen Verfassung, Gebiet, Mitglieder etc., das Deutsche Reich 
und dessen entsprediende Beziehungen zu Terstehen seien, so 
hielt man es doch für angemessen, rficksichtlicb des Strafge- 

») Reichagcsetzblatt 1871 S. 127. * . 
• ») B.G.Bl. 1H71 S. 63. 
») Ü.G.B1. 1870 S, 647. 
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setzbuches ein Spezialgesetz zu erlassen. Diesem zulolge sollte 
aber die als Beilage publizirtc neue Fassung des letzteren, 
welche im § 8 die Worte , jedes nicht zum Norddeutschen 
Bunde gehörige Gebiet*^ mit , Jedes nicht zum Deutschen 
Beiche gehörige Gebiet" vertauschte, erst mit dem 1. Ja- 
nuar 1872 in Kraft treten. Auf Grund hievon blieb die 
erstere Begri&bestimmiing unverändert bestehen und bis zu 
diesem Termine allein berechtigt. Nur soweit ausdrücldiche 
Zusfttse gemacht, speziell auf das Strafgesetzbuch bezögliche 
Anordnungen von den Gesetzgebungsorganen des Reichs erlas- 
sen worden waren, war eine Abweichung hie von möglich. Solche 
Falle sind aber zweimal vorgekommen. Zuerst, wie bereits 
erwähnt, schon in dem Bundesverti'age mit Hessen, durch dessen 
Genehmigung Seitens der verfassungsmässigen Organe die auf 
das Strafgesetzbuch bezügliche Stipulation Gesetz und Bestand- 
iheil desselben geworden war. Sodann aber in Hinsicht auf 
Elsass-Lothringen durch das Gesetz vom 30. August 1871^), 
welches im Hinblick auf § 3 des Gesetzes vom 9. Juni 187 1 
ebenfalls als von den Gesetzgebungsorganeu des Reiches er- 
lassen zu betrachten war. | 

Auch Rüdorff*^), Otto') und Schwarze^) datiren die 
Erstreckung des strafrechtlichen Inlandsbegriffes auf das ganze 
Reich erst vom 1. Januar 1872^), während Fuchs ^o) und 
Merkepi) den 1. Januar 1871 als fiktiven ersten Geltungstag 
der BeichsverAusung, Ortloff i*) ohne nähere Präzisirung den 

*) betr. die Einführung des St.G.B. fUr das Deutsclie Ilcich iu Klsaas- 
Lothriugeu (Gesetzblatt fUr Elsass-Lothriugen 1871 S. 255). 

*) betr. die Vereinigung yon Etaase-Lotbriogen mit dem Deatachen 
Beiche (B.6B1. 1871 S. 212). 

•) Seite 375 | 244 Nr. 8. 
Annalen des k. Bichs. O.A.G. »t Dresden, N. F. Bd. 9 (1872) S. 12. 

*) Coramentar 8. 612 Note. 

*) übereinstimmend ein Erkemitnlaa des OJlG. Jena in der Straf- 
rechtazeituDg Bd. 12 (1872) S. 432. 

*•) im Anschluss an das iu voriger Note citirtc Urtheil. 

»') in V. Holtzendorrs Handbuch Bd. IV S. 410. 

Stenglein's Zeitschrift für Gericbtapraxis und fiechtswiaaenschali 
in Deutschland, K. F. Bd. I S. 7 ff. 
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Tag, au Avelchem diese Gesetzeskraft erhielt, Rubo^^)^ Op- 
penkoff"), Hahn»-) und Olshauseii i«) den 4. Mai 187P'), 
mit welchem Tage das erwähnte Gesetz vom 16. April 1871 
in Kraft trat, entscheiden lassen. 

Beide abweichende Ansichten reknrriren zunächst auf rein 
staatsrechtliche Gründe und entziehen sidi dadurch von selbst 
ihre Bereditigung für das Strafrecht. Zumal die erstere Theorie 
hat es gar nicht für erfoi'derlich erachtet, auch nur einen Schein 
von Beweis dafür zu bringen, dass der zwischen den deutschen 
Staaten sich abspielende staatsrechtliche Vorgang alsbald und 
ohne Weiteres auch auf die Begriffe des Strafrechtes habe ein- 
wirken müssen. Ja, Ortloff geht, trotzdem das Strafgesetzbuch 
selbst eine Definition yon Ausland gab und natürlich diese als 
iür sich massgebend hinstellte, soweit, das Staatsrecht allein 
entscheideb zu lassen. 

Fuchs aber findet es der politischen Bedeutung einer 
staatlichen Schüpfuug für unangemessen, deren Wirkung auf 
einzelneu Gebieten von Einführungsgesetzen abhängig zu machen, 
und bestreitet so — damit sich selbst richtend — der statt- 
liehen Anzahl von solchen Spezialgesetzen jeden inneren Werth. 

Es liegt klar zu Tage, dass dergleichen Erwägungen, 
nodi ganz abgesehen Ton ihren unnatürlichen Konsequenzen, 
den Stempel der Untauglichkeit an der Stime tragen und nicht 
den geringsten Anhaltspunkt dafür bieten, wie und warum ein 
Gesetz ein anderes, ganz heterogenes abändern soll, ohne dass 
nur in der Natur der Sache ein Bcdiirfniss hiezu begründet, 
noch eine ausdrückliche diesbezügliche Anordnung in dem 
ersteren getroffen wäre. 

Besser ist die Situation der Vertreter der zweiten Ansicht. 



!•) Commeiitar Aber das St6.B. f. d. Deutsche Reich S. 177. 

««) Dm St.G.B. für das Deutoche Beleb, 5. Aufl. f 8 Note 6. 

") St.O.B. f. d. deutsche Beich 8. Aufl. 8. 814. 

") Der Eioflosi m YorbestrafungeB auf spftter zur Aburtheüimg 
kommende Strafthaten S 99 ff. 

") übereinstimmend ein Erkenntniss des 0 A.G. Berlin in Goltd. 
Aldi. Bd. 20 S. 81 und Oppenhoff, Bechtsprechuug Bd. 13 S. 141. 

4 
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Rubo und die mit ihm Uebcreinstimmenden betonen besonders, 
dass das Gesetz vom IG. April 1871 nicht selbst seinen An- 
fangstermin hmausgcscboben und demzufolge nach Art. 2 der 
Verfassung am 4. Mai desselben Jahres yerbindliche Kraft 
erlangt habe, da das betreffende Stück des Reichsgesetzbhittes 
am 20. April ausgegeben worden ist. In Folge dessen sei Ton 
jenem Tage an in Gemässheit des § 2, Abs. 2 des Gesetzes 
auch im Strafgesetzbuche überall „Norddeutscher Bund etc." 
als „Deutsches Reich etc." zu interi)retiren gewesen. 

Dem steht aber zweierlei eiitgogon. Zunächst euthiilt 
der von jenem Gesetze ausdrücklich in Bezug genommene Art. 
80 der vereinbarten Verfassung die Klausel, dass das Straf- 
gesetzbuch im übrigen Theile des Reiches erst am 1. Januar 
1872 in Kraft treten solle. Dies allein würde genügende Ver- 
anlassung geben, auch die Ersetzung des einen BegrSOfes dnrch 
den anderen bis dahin zu yertagen. Dazu kommt aber, dass 
das Gesetz vom 16. April 1871 bestimmt war, „die rechtlichen 
Wirkungen ein für allemal festzustellen, welche mit der 
Einführung eines norddeutschen Gcsttzes als Reichsgesetz 
verbunden sind" i*). Demgemäss war der § 2, Abs. 2, des- 
selben weniger dispositiyer als vielmehr deklarativer, 
informatorischer Natur. 

Die Einführung des für den ganzen Umfiing des 
Reiches bestimmten Strafgesetzbuches als wirklidies Reichs- 
gesetz erfolgte in Gemässheit der Verfassungsverträge und des 
Gesetzes vom 15. Mai 1871 erst am 1. Januar 1872; dos- 
halb konnten auch erst an diesem Tage die für solche Fälle 
„ein für allemal'' festgestellten „rechtlichen Wirkungen" der- 
selben eintreten. 

Nur so erklärt sich auch die Einleitung zu den Motiven 



**) Yergl. jedoch bezQglich Bayenu den Yersailler Vertrag vom 23. No- 
vember 1S70 III 8 8 (B.G B. 1871 S. 21) und das Gesetz v. 22. April 1S71 
betr. die Kinftthning Norddeutscher BundeBgetetie in Bayern, § 7 (ebenda 
& 89). 

S. die Motive zu dem Gesetze in den Verhandlungen des Deutschen 
Reichstages 1871, 1. Session Bd. lU (Drucksachen Nr. 89) & 207. 
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des letzterwähnten Gesetzes ^o), welche beginnt: „Das Bundes- 
strafgesetzbuch ist das erste grosse Gesetzbuch, welches mit 
und nach Begründung des Deutschen Reiches für dessen 
ganzen Umfang neu in Geltang tritt*' Mit Rücksicht hier- 
auf hielt man eine Rektifikation des Textes für nothwendig 
und darum konnte auch erst mit dem Eintritt der Verhaltnisse, 
für welche diese berechnet war, nämlich der Geltung des Ge- 
setzbuches für das ganze Reich, die neue Fassung in Wirk- 
samkeit treten. 

Diese Ansicht findet eine kräftige Stütze in dem bereits 
erwähnten Art. 80 der vereinbarten Verfassung, in welchem 
ausdrücklich stipulirt war, dass die daselbst aufgezählten Ge- 
setze erst Ton den daselbst bestimmten Zeitpunkten 
an mit der Wirkung gemeinsam werden sollten, dass von da 
an überall statt „Norddeutscher Bund" „Deutsches Reich'^ zu 
setzen sei. 

Soweit allerdings ,,eine Reihe von Bestimmungen" den 
Schutz des Norddeutschen Bundes und seiner Organe betraf, 
musste, da dieser als solcher nicht mehr existirte und das 
Reich an seine Stelle succedirt war, eine dem entsprechende 
Interpretation stattfinden. 

Allein auf diese staatsrechtliche Succession ist die 
Bestimmung des Gesetzes yom 16. April zu beziehen. Dieselbe 
darf aber nicht in der blos an die Worte sich anschmiegen- 
den Weise ausgelegt werden, dass alsbald überall in den Ge- 
setzen nunmehr statt „Norddeutscher Bund" „Deutsches Reich" 
zu lesen gewesen jaräre. Denn auf diesem Wege gelangt man 
zu der, allerdings von Fuchs (a. a. 0.) nicht perhorrescirten, 
höchst unnatürlichen Folgerung, dass nach dem Willen der 
deutschen Gesetzgebung Tom I.Januar, resp. 4. Mai 1871. an 
bis zum 1. Januar 1872 die süddeutschen Staaten in den 
norddeutschen, dagegen nidit diese in jenen als Inland zu be- 
trachten gewesen wären, — letzteres deshalb, weil bis dahin 
die partikulären Strafgesetze mit ihrem beschränkten Inlands- 



*«) YerbuidliiQgen etc. Bd. III (Dnickiadien Nr. 4) S. 10. 

4» 
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begriffe bestehen blieben, rücksichtlicli dessen eine Ei'weiterung 
in Folge der Reicbsverfassung von Niemand behauptet worden 
ist. — Dies aber als Intention unserer Gesetzgebung anzusehen, 
steht in grellem Widerspruche mit der Begel, dass man im 
Zweifel supponiren müsse, der Gesetzgeber habe mit seiner 
Vorschrift etwas Vernünftiges schaffen wollen. 

Am stärksten tritt die ünhaltbarkeit jener Lehre hervor 
bei einer Anwendung derselben auf die Frage, für welche über- 
haupt die Bedeutung des Inlandsbegriffes in neuerer Zeit so 
wesentlichen Eintiuss gehabt liat. Bekanntlich hat die deutsche 
Praxis mit seltener Einmüthigkeit — ob auch mit Recht, wer- 
den wir später prüfen — angenommen, dass eine Vorbestrafung 
dann zur Anwendung des § 244 des R-StG. legitimire, wenn 
sie nur, gleichgiltig, ob noch vor oder schon unter der Herr- 
schaft des R.St.G.B. in einem Lande vorgekommen sei, welches 
zur Zeit der VerÜbung (oder Aburtheilung) ^i) des neuen Ver- 
brechens zum Inland zu rechnen war. ^ 

V^ärG nun die von Rubo und A. vertretene Anschauung 
richtig, so wäre z. B. ein Preusse, welcher zweimal in seinem. 
Vaterlande wegen Diebstahls mit Gefängniss bestraft worden 
war, und nach dem 4. Mai 1871, jedoch noch vor dem l. Ja- 
nuar 1872 zum dritten Meie in Bayern delinquirte, als ein- 
facher oder aber als rückfälliger Dieb zu bestrafen gewesen, 
je nachdem er vor die bayerischen Gerichte gestellt") oder 



Für ersteres Oppenlioff ad § 244 Nr. 1 und ein Erkenntnias 
des O.A.G. Dresden bei Sten^dein lid. II S. lOS; für letzteres Sciiwarze 
ad § 244 S. G12 Note, und ein Erkenutniss des Obortribunals Berlin bei 
Stenglein Bd. III S. 13 und Ojjpenboff, Rechisprechung Bd. 14 S. 485. — 
Letztere Ansicht dürfte schon darum unrichtig sein, weil sie zu verschie- 
denen B/esultaten führen würde, Je nachdem — bei Zugrundelegung uu- 
flerer, andi von Sehwftrae vertretenen Anschauung — ein zuvor in SOd* 
deutsddaiid Bestrafter wegen des dritten DiebstaUs am 81. Desember 1871 
oder am 1, Januar 1872 bei Zugrundelegung der anderen Theorie am 3. 
oder 4. Mai 1871 abgewandelt worden wäre. 

**) Wir stellen uns hier, allerdings entgegen der bayerischen Praxis 
(vergl Zeitschrift für Gesetzgebung und Rechtspflege des Königreich Bayern 
Bd. 10 8. 29, 151, 487; Bd. 12 & 491, 686) auf Seite der, InsbiMOodeie 
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aber, zufällig diesen entkommen, in P^nssen zur Strafe ge- 
zogen worden wäre. 

Anders hingegen nach der von uns yertretenen Theorie. 
Dieser zufolge wäre Bayern strafrechtlich — abgesehen na- 
türlich von den Bestimmungen des Art. 74 der R.V. — ebenso- 
gut für Preussen Ausland gewesen als dieses für jenes. 

Somit führen nicht allein die theoretische Betrachtung, 
sondern auch die für praktische Fälle sich ergebenden Konse- 
qnenzen zu dem Schlüsse, dass im Sinne des deutschen St.G.B. 
der Begriff Inland erst vom 1. Januar 1872 an das ganze Ge- 
biet des Deutschen Reiches umfasste. 

§ 12. 

ßß) Insbesondere auf die Lehre vom Rückfall. 

Fraglich ist nun wiederum, ob die so gewonnene Bedeu- 
tung dieses Begriffes anzuwenden sei, so oft sich im St.G.B. 
das Wort Inland findet» oder ob auch hier mit Unterscheidung 
zu Terfehren und die Zeit vor und nach dem 1. Januar 1872 
auseinanderzuhalten sei. 

Wir haben schon angedeutet, dass wir nicht mit der, 
auch von den Kommentatoren ^) und den nu^isten sonstigen 
Schriftstelleru ^) gebilligten Praxis^) übereinstimmen, welche 

TOD C. Barth, das StG.B. fnr das KöDigreich Bayern, ad art 13 Nr. 8 
und Hocheder ia den Blftttern für Bechtaanwendung, sonidist in Bayern 
Bd. 28 S. 65 ff., 81 ff., 97 ff. vertretenen Meinung, dass Im Sinne des 
bayer. 8tO.B. und dessen Art. 276 und nach der Intentien derGcsetzgebong 
aosllndiaebe Urtheile bd Festatelliing des Rflckfalles nicht zu berflcksich- 
tigen waren. — Das gleiche giUte übrigens mut. mutand. für Württemberg. 

') Oppenhoff ad § 8 Note 4, ad § 244 Note 1; Schwarze 
S. 204 u. 612; R Udorf f ad § 244 Note 4; Hahn S. 314. 

2) S. in Stengleiu's Zeitschrift Bd. I 8. 33 ff ; Schütze, Lehr- 
buch S. 439 (§ 92 Note 18); Merkel in von Ilolty.endorflf's Handbuch des 
Strafrechts Bd. III S. 688; Fuchs a. a. 0.; Otto a. a. 0.; Geyer in 
V. IloltzcndorflPs Encyklopädie, Ii. Th. (Eechtslexikon), s. v. „Rückfall" 
(S. 504 Nr. Ibbl der 2. Aufl.). 

^) Vergl. die Erkenntnisse der Obertrib. Berlin in Goltd. Arch. 
Bd. 19 S. 412, des OAG. Dresden ebenda S. 606 (aneh in den Annalen 
des Bftchaischen OJk.G. N. F. Bd. 8 (1871) S. 801 und Stenglein I S. 28), 
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aiH'li dann einen Dieb als riiekfallig hotraelitet, wenn er vor 
der Geltung des iiimmelirigen weiten Urafauges des lulauds- 
begri£fcs in einem unter diesen fall^aden Lande bestraft wor- 
den und nnn neuerdings wegen eines (dritten) Diebstalüs ab» 
zanrtheilen ist. 

Nnr Ton Stemann^) hat unseres Wissens den Vemoh 
gemacht, gegen den Strom der herrseh^en Meinung za 
schwimmen, jedoch mit Rücksiclit auf Erwägungen allgemeiner 
Natur nicht die richtigen Schlüsse aus seinen guten Gegen- 
gründen ^^ezof^^en. Wenn wir nun trotzdem es unternehmen, 
seiner Bahn zu folgen und die einmal gewählte Dichtung auch, 
beizubehalten, so hoffen wir, durch die Stärke unserer Gründe 
zu ersetzen, was uns an Stütze durch Autoritäten abgeht. 

Wir haben bereits oben, bei Untersochung der Folgen 
einer Inkorporation für die Yorliegende Frage, unseren Stand- 
punkt dahin pr&dsirt, dass wir rein staatsrechtlichen Vor- 
gängen nicht die Kraft zusprechen können, bereits längst rechts- 
kräftig gewordenen Urtheilen nachträglich eiiu^ Pjgenschaft zu 
verleihfMi , deren Besitz man ihnen vorlier hartnäckig abge- 
sprochen hat. Die Inkonsequenz, welcher man sich durch ein 
solches Verfahrm schuldig nuicht, findet eine treffende Ulu- 

des O.A.G. Jena bei Stent^lein I S. 183, des O.A.G. Berlin in Goltd. 
A. Bd. 20 S. 81 (auch lui Oppenhoff, Kechtspredumg Bd 13 S. 141), 
des O.A.G. Dresden bei Stenglein II 108 und des Olierhofgerichtes Mann- 
heim (Anmilen der grossh, badischeu Gericlite Bd. [1872J S. 305. 

Es ist diese Praxis uinsomehr zu verwundern, als frir die Frage, ob 
ein in einem früher zum Ausland, neuerdings zum Inlandc gehörenden Lande 
begangenes Verbrechen bestraft werden könne, das Obertribunal richtig das 
Beeht sur Zeit und sa Orte der Iliaft sk entachefatend «rUirt htt, — 
8. OoUd. A. Bd. 20 8. 179 und Oppenhoff, Reehtsprechiiiig Bd. 13 & 126. 

«) GerichtSBaal Bd. 28 (1871) 8. 418 ff.; Ortloff (a. s. 0.) ksim 
nicht hieher gesfthlt werden, da er swar nicht, wie die hemchende Lehre, 
ohne jede weitere UntenchefdiMig, abtt doeh anch insofame die Anwenduig 
des Inlandäbcgriffps der letzten Entwicklungsphaee auf die Vergangen- 
heit fordert, als er mit Kücksicht auf die staatsrechtlichen Zustände fUr 
die Staaten des ehemaligen Norddeutschen Bundes das Jahr 18G7 (genauer 
den 1. Juli), für die übrigen Theile des Kelches aber das Jahr IÖ71 als 
Anfangspunkt betrachtet wissen will. • 
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stration in dem bereits erwähnten Erkenntnisse des preussi- 
schen Obertnbunals^). Dieses führt gegen württembergisclie 
und badisohe Erkenntnisse alle die Grunde auf, welche sich 
gegen die Berücksichtigung ausländischer Urtheile geltend 
machen lassen, und kommt natürBch auch m dem Resultate, 
dass diese Ervväguugeu auf sie Anwendung zu ündou haben. 
Nun sind idnir für die Gerichte beider Staaten die Grundlagen 
bis zum 1. Januar 1872 absolut dieselben geblieben, wie zur 
Zeit der fraglichen Urtheile, da das badische Strafrecht seit 
1851, das württembergische seit 1855 keine Abänderung mehr 
erfahren hat. Stand nun das Obertribunal nicht auch schon 
am 7. Oktober 1858 Urtheilen gegenüber, „die von deutschen 
Geriditen in deutscher Sprache auf Grund deutscher der deut- 
schen Wissenschaft ent8])rungener Gesetze gefällt"«) waren? 
Und hat es nicht trotzdem — übrigens auf dem Standpunkte 
des preussischen Rechts vollkommen korrekt — dieselben als 
unzuverlässig erklärt? Sind dieselben etwa auf einmal dadurch 
anders geworden, dass am 1. Juli 1867 die Verfassimg des 
norddeutschen Bundes, am 1. Januar, resp. 4. Mai 1871 die 
Reidisverfassung oder am 1. Januar 1872 das gemeinsame 
Strafgesetzbuch in Kraft getreten ist? Und wie stellt sich die 
Sache gar rücksichtlich der in Elsass-Lothringon auf Grund 
des Code penal Seitens französischer Gerichte bis 1870 
ergangenen Urtheile? 

Passt etwa auf diese auch die eben gehörte Häufung von 
Prädikateu der Deutschheit? 

Wenn man auf diese Fragen, wie nicht anders möglich, 
mit Nein antwortet, so ist die Unrichtigkeit der Praxis zuge- 
standen. Ebendazu fuhren aber noch weitere Gründe. 

Es wurde oben bereits betont, dass zur Ausschliessung 
ausländischer Urtheile Ton der Anrechnung auch die Erwägung 
mitgewirkt hat, dass die Gerichte der verschiedenen Staaten 
von verschiedenen Strafgesetzen ausgegangen und ihren Ur- 
theilen daher vorsch^edone Begrifio zu Grunde gelegen seien. 

») GoUd. Ansk. Bd. .6 (1858) a 841. 
•) Siehe S. bei Steogldn Bd. I 8. 35. 
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Wir erkannten sowohl dies als dio daraus gezogene Kon- 
se(jUL'nz als richtig, dass eine N'ergleichung der Straten uiul 
darum auch eine Gleichstellimg der Urtheile absolut unthun- 
lich sei. 

Alles Dieses gilt nun aber aach, und noch dazu in er- 
höhtem Masse, für die vor der totalen GemeitigfJiaftlidilreit 
dee BJSiG3. gesprochenen Urtheile* 

Man Tergleiche nur die in der Anlage I zu den Motimi 

des Strafgesetzentwiu^es für den norddeutschen Bund') ge- 
gebene Uebersicht über die Definitionen von Diebstahl, Raub, 
liLlilerei und Betrug in den versihiedenen deutschen RO^^^e in 
der französischen Gesetzgebung, und mau wird keinen Augen- 
blick mehr zweifeln, dass man Erkenntnisse, die auf so grund- 
sätzlich auseinandergehenden Begriffen basiren, nnmoglich ein- 
ander gleichsteUen kann. 

Ansserdem loomnit neben den schon oben ansgefohrtea 
Bedenken noch eine weitere Verschiedenheit gegenüber jenen 
Verhältnissen in Betracht, unter welchen die zweimalige Ein- 
führung dos ])reussischen Strafgesetzbuches erfolgt ist. Die 
preussiscbc (iesetzgobung hat es in den Jahren 1851 und 1866, 
resp. 1807 für erforderUch gehalten, in den EinfUbrungserlas- 
sen anzuordnen, dass auch die yorausgehenden Zeiten in Be- 
rücksichtigung au sdehe^ seien. Mag uns nun diese gesetaliche 
Fiktion angemessen erscheinen oder nicht, so war sie doch 
Yoriiandea nnd gewährte der sich daran anscbliessenden Praxis 
einen positiyen Anhaltspunkt Dergleichen lag nnd liegt aber 
nicht vor hinsichtlich der Kückfallbcstinuiumgen des R.St.G.B.; 
und doch bilden die §§ 8, 244, 250, 261 und 264 lediglich 
ebenso einen Bestaudtheil desselben als seiner Zeit die §§ 58 — 60 
des preussischen St.G.B. von diesem. 

Der Mangel einer solchen Eiufuhrungsbestimmung, wie 
sie zweimal für die letzteren gegeben wurde, madite die An- 

') Vergleichende Zusammenstellung strafrechtlicher Bestimmungen 
AUS deutschen und ausserdcutschen Gesetzgebuni^'^eif S. CXXIV flf. (Verhand- 
lungen des Ileichstiiges des Norddeutschca liuudes 1870 Bd. Iii (Druck- 
sacbeo) zu Nr. 5 Aul. 1. 



Digitized by Googl 



57 — 



Wendung der einschlägigen Yorsclirifton des R.StG.B. auf Vor- 
falle TOr seiner allgemeinon Geltung und die Heranziehung 
soidier za einer rechtliohen Unmöghidikiiit Dasa dasr letslm 
„in § 244 u. s. w. ohne weitere Unterschiede eine swei- 
nmüge YorbeBtrafnng im Inlande YoranMetzt^**), ist filr die 
Entscheidung unserer Frage ganz helanglos. So lange nidit 
ein Gesotz bestimmt, dass auch die frühere Zeit mit in Be- 
tracht zu ziehen sei, gilt es nur für die Zukunft uud ist es 
jeghcher rückwirkenden Kraft bar. 

£ine solche Rückwirkung wurde aber trotzdem angenom- 
men. Zwar nicht für die §§ 244 n. s. w. — denn bezüglich 
dieser wnrde richtig bemerkt, dass es sich ja nur um ihre 
Anwendung auf (die nenen abznnrtheilenden) Verbrechen handle» 
welche bereits nnter der Herrschaft des neuen St^GkB. Ysrubl 
worden sind — , wohl aber für den, ebenfalls einen, und zwar 
höchst wesentb'chen Theil des R.St.G.B. bildenden, — weil 
dessen Geltungsgebiet bestimmenden — § 8. Wenn dieser 
mit Wirkung vom 1. Januar 1872 an unter Inland „im Sinne 
dieses St.G.B.'' das ganze Gebiet des Deutschen Reiches ver- 
stand, 80 konnte dieser BegrifE, ohne ausdrückliche gegenthei- 
lige Bestimmnng, eben auch erst Ton jenem Tage an in dieser 
seiner umfangrsidien Bedeutung Anwendung finden, £rstTon 
diesem Termine an waren dann die Tersohiedenen deutsdien 
Lande allgemein als Inland anzusehen, erst Ton da an hatten 
sie diese Eigenschaft, Was vorher geschehen, war dem gegen- 
über in einem Lande erfolgt, auf welches zur Zeit des Vor- 
falles jene Qualifizirung nicht zutraf und also auch nicht be- 
zogen werden darf. 

Mau missverstehe uns aber nicht. Wir wollen nicht viel- 
leicht das ganze Sündenregister der Verbrecher streichen, so- 
weit es in die Zeit Tor 1872 zurückreicht; wir wollen dem- 
selben nur mokt mehr zurechnen lassen, als das Gesetz will 
und vorschreibt. 

Handelt es sich also z. B. um Delikte, welche in dom- 



*) Schwarse, Commentar S. 204. 
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selben Staate als die vorausgehenden oder aber in einem Staate 

begangen wurden, welcher zn jener Zeit, nadi den Ter- 
schicdenen Eutwickelungsstadieii dos Inlandsbegriffes, für das 
nunmehr aburtheilende Land bereits nnter denselben fiel, so 
muss allerdings die erfolgte Vorbestrafung wegen derselben 
berücksichtigt werden. Für ersteres ist die, hier allerdings 
am richtigen Platze zu beachtende, Kontinuität der Bechtsord- 
Bung nnd der Landeshoheit — da bezüglich dieser absolut 
keine Veränderung eintrat — , für letzteres die Einheit nnd 
Gemeinsamkeit des wa Grande liegenden Stra^^etzbuchea 
massgebend. 

Hiernach gestaltet sich uns für die Beantwortung der 
Frage, ob ein KückÜalisverbrüchen vorliege, die Sache folgen- 
dennassen : 

L Wurde das neue Delikt in demselben Staate be- 
gangen, welcher die Vorstrafen ToUzogen hat, so ist RückMl 
gegeben; 

IL Wurde das neue Delikt aber in einem .anderen 
Bundeslande als dem vorher strafenden begangen, so ist la 
prüfen, ob das nunmehr aburtheilende Gericht einem Staate 
angehört, der schon zu der Zeit der Vorbestrat'ung zu- 
gleich mit jenem unter den Begriff Inland fiel; nur im 
Falle eines bejahenden Resultates darf die EückfaUsstrafe aus- 
gesprochen werden. 

Hiebei sind folgende Stadien zu unterscheiden: 

1. Vom 1. Januar 1871 an*) hatten und haben sich 
gegenseitig die Lander des norddeutsdien Bundes und Hessen, 

2. vom 1. Oktober 1871 diese und Elsass-Lothrin- 
gen, und 



") Wohl nicht mit Hecht setzt Kubo, Commeutar S. 17G in dieser 
Richtung für Hessen und den Bund verschiedene Anfangspunkte, nämlich 
den 1. und 14. Januar 1871, letzteren deshalb, weil der Vcrfassungsv;ertrag 
für den Bund erst au diesem Tafj;e, als den 14. nach dessen Vcrkündiiiig, 
Gesetzeskraft erhalten habe. Die „Wirksamkeit dieser Verfassung" (Art. 80) 
wird ja immer auf den 1. dess. Mts. surttckdftlirt. 

auf Grand des In Note 5 därtai Geseties vem 9. Juni 1871. 



Digitized by Google 



— 60 - 



3. vom 1. Januar 1872 sämmtliche Theile des Deutschen 
Beiches als lulaud zu betrachten. 

cc. Ge^euseitigeä VerhftltnisH der deuttichen Bundesländer zu einander. 

§ 13. 

aa) Im Hinblick auf § 79 des Ü.St.G.B. 

In den gegenwärtigen Verhältnissen, die aber mit dem 
immer näher rückenden' Anfangstermine der Wirksamkeit der 
nenen Jnstizgesetze ihr Ende finden werden, ist eine Schwierig- 
keit begründet, welche sich bei Anwendung einer reichsrecht- 
lichen Bestimmung schon öfter ergeben hat^) und sich täglich 
wiederholen kann. 

Dieselbe ist darauf zurückzufuhren, dass die einzelnen 
deutschen Bundesländer strafprozessual einander noch als 
Ausland gegenüberstehen, und ihr wechselseitiger Verkehr nur 
yermittelst des noch auf völkerrechtlichen^ statt staats- 
rechtlichen Prinzipien beruhenden Rechtshilfegesetzes geregelt ist. 

Wenn nämlich in dem von § 79 des R.St.G.B. vorge- 
sehenen Falle die erste Strafe von dem Gerichte eines anderen 
Bundesstaates ausgesprochen wurde als desjenigen, dessen Ge- 
richt mit der spateren Aburtheilung des vorausgegangenen 
Deliktes befasst ist, so entsteht die Frage, ob das letztere Ge- 
richt befugt ist, die erstansgesprochene Strafe gegebenen Falls 
in eine dem Grade nach höhere m verwandeln. Umgekehrt 
kann es auch vorkommen, dass das an zweiter Stelle urthei- 
lende Gericht nicht die Kompetenz zur Verhängung einer Strafe 
so hohen Grades besitzt, als die vorausgehende, von dem Ge- 
richte eines anderen Bundeslandes ausgesprochene ist. Unter 
solchen Umständen ist die Anwendung d(^s allcgirten § in 
hohem Masse erschwert^ da für die gegenwäi'tige Zeit Bestim- 



>) Vergleiche swei Eikenntnisse des Obertribnnab Berlin inOppen- 
hoffa Rechtsprechung Bd. 18 (1877; S. 285 und 621. 

*) Vergl. die Motive za den §| 133 und 184 des Entwurfes mm 
Gerichtsverfiusnng^igesetse. 



Digitized by Google 



— 60 



muiigen über das dabei einzuhaltende Yerüahreu gänzlich er- 
mangeln 3). 

In ziemlich erschöpfender Weise nnd mit befriedigenden 
Resultaten, welche aber nnr Termittelst einer ziemlich gewag- 
ten Interpretation gewonnen werden konnten, hat Cädenhach 

für die badischen Verhältnisse die einschlägigen Fragen be- 
spruclien und dabei folgende Regeln aufgestellt. 

1. Dasjenige (iericht, welches die schwerere Strafe aus- 
spricht, hat auch über die Gesammt-,- beziehungsweise Zusatz- 
strafe zu erkennen; 

2. Ist dieses Gericht das eines anderen Bundesstaates, 
so tritt das nach der Gerichtsyerfassung entsprechende inlän- 
dische an seine Stelle. 

Vom 1. Oktober 1879 an werden die §§ 2, 3, 4 nnd 13 
mit 198, 205, 207 und 270, sownc 402 und 494, Abs. 3 der 
deutschen Strafprozessordnung neben den §§ 157 und 1(33 ff. 
des Gerichtsverfassungsgesetzes über alle diese Fährlichkeiteii 
hinwegführen, da von da an die Gerichte der einzelnen Bun- 
desländer eine über das ganze Deutsche Reich sich erstreckende 
Grerichtsgewalt besitzen nnd nicht mehr an der Grenze ihrer 
resp. Staaten Halt machen müssen^). 

An diesem Tage verschwindet far den Rechtsverkehr in- 
nerhalb 'des Dentschen Reiches anch der prozessuale Be- 
griff Ausland, dessen Eintiuss auf den § 79 des ILSt.G.B. wir 
eben kennen gelernt haben. 

§ u. 

ßß) Bezüglich politischer Verbrechen. 

Andere Unterscheidungen zwischen den einzelnen Bun- 
desländern, nnd zwar ganz nnd gar anf dem Gebiete des Straf- 

') Vergl. hiezu Oppenhoff, Goiiinieiitsrad§79Nr. 17; Schwarse 
in Goltd. Arch. Bd. 22 «1874) 8. 14 if. und Ciomnieiitar 8. 807; Rfldorff, 
Ck>mmentar ad § 79 Nr. 4 (S. 228); Gadenbach in den Aimalen der 
badischen (Mcfate Bd. 38 (1873) 8. 881 ff.; Olshans en a. a. 0. S. 43 ff.; 
~ Merkel in Holtsendorlfo Handbuch Bd IT S. 288 ff. 

*) Yergl. die Motive m den H 127—138 und 183, 134 des Eni. 
Wurfes zum C^cbtsvertoung^geBetse. 
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rechtes, werden auch, über diese Zeit lünaus bestellen bleiben 
und bleibe^ müssen, weil sie in der innersten Natur des Reiches 
ihre Lebensqnelle haben. 

Wir meinen die in den g§ 80 nnd 81, sowie 94 — 97 de« 
B.St.63. durchgeführte AuseinanderhaLtung der Delikte gegen 
den eigenen oder des Anfenthaltsortes Landesherm, welchem 
immer der Kaiser gleichgestellt ist, und solchen gegen einen 
anderen Bundesfürsten. Diese Bevorzugung des eigenen etc. 
Landesherrn erklärt sich und stützt sich mit Recht auf das 
demselben gegenüber bestehende, dauernde und beziehungs- 
weise temporäre, Subjektionsverhältniss. 

Die Aufnahme Ton Strafbestimmnngen zum Schutze der 
Einzelstaaten in das Gesetzbuch hat theilweise heftige Anfein- 
dung erfahren unserer Ansicht nach aber mit Unrecht. 

Sie findet ihre Yollständige Rechtfertigung in der Art der 
Entstehung des Deutschini Reiches der Gegenwart. Gebildet 
durch den freiwilligen Zusammentritt der in ihm vereinigten 
Fürsten und Staaten, die in der vorausgehenden Periode selbst- 
ständig gewesen und nicht, wie dies im heiligen römischen 
Reiche deutscher Nation der Fall gewesen war, erst einem 
langsamen Verwesnngsprozess des Gesammtstaates entsprungen, 
zu immer gefährlicheren Feinden desselben herangewadisen 
sind, hat es ein reges Interesse daran, dass seine Bestand- 
theile in dem Zustande des Wohll)efindens verbleiben, zu dessen 
Erhaltung und Pflege sie sich verbunden haben. 

Die Existenzberechtigung der Einzelstaaten, w^clche im 
alten Reiche mit Recht, aber ohne Erfolg Seitens der Central- 
gewaH angefeindet wurde, musste im neuen Reiche, wie be- 
reits in der Verfassung desselben, so auch in seinem Straf- 
kodez, hier natfiiilich durch Strafdrohungen für etwaige An- 
griffe auf dieselbe, zur rechtlichen Anerkennung gelangen. 

>) YeigL Heins e, Erörterangen S. 61 ff., S. 91 ff. und 8. 107 ff.; 
Zum revidirten Eotworf eines St.G3. S. 24 ff.; & in v. HoltB6ndorff*s8tnf- 
rechtsieitong 1869 & 118 ff,; Berner, Kritik des Entwurfes eines 8tO.B. 
f. d. £rofdd. Bund S. 45 ff.; John n. a. 0. & 815 ff. nnd in t. Holtien- 
doiTs Handbuch Bd. lü S. 5 ff. 
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Dass dies in den beiden andern erwähnten modernen 
Boudesstaateu nicht in gleicher Weise geschehen ist, scheint 
uns nicht gerade unter die Vorzüge derselben zu gehören. 

Auf die «gleiche Stufe stellen wir das in der schweizeri- 
schen Verfassung (von 1848, Art. 55 und von 1874, Art 67) 
sich findende Verbot der Auslieferung politischer Verbrecher 
an emen andere der Terbttudeten Staaten, sowie die Bestim- 
mung des Art. 1 des eidgeuössischen Bundesgesetzes vom 
24. Juli 1852, nach welcher die Auslieferung von Personen, 
die in einem Kantone verbürgert oder niedergelassen sind, 
verweigert werden kann, wenn der Kanton sich verpflichtet, 
dieselben nach seinen Gesetzen beurtheilen und bestrafen, 
oder eine bereits über sie Terhängte Strafe vollziehen .2U 
lassen. 

Der innigen Verbindung, in weldier die Staaten mit und 
zu einander stdien, dürften die Bestimmungen der amerikam- 

schen Konstitution, Art. IV, s. 2. cl 2., und der §§ 157 — 168 
des deutsehen Gerichtsverfassungsgesetzes — welche in Bälde 
an die Stelle der auf einer mehr noch völkerrechtlichen Basis 
stehenden g§ 21 ff. des Kechtshilfegesetzes von 1869 trete n 
werden, soweit dieselben nicht schon mit der Einführung des 
R.St.G.B. weggefallen sind — weit besser entsprechen. 

Die Möglichkeit einer Verschiedenheit und Kollision der 
Interessen der einzelnen Bundesstaaten endlich sehen die ^§ 81, 
Ziffer 4, und 02 des R.St.G.B. vor. Auch gegen diese Be- 
stimmungen, deren letztere auch nach allgemeiner Anerken- 
nung*) auf das Verhältniss unter den einzelnen Bundes- 

^ John in v. HoItsendorlPs Handbuch Bd. Ilf S. 58 ff.; Heinze, 
levid. Entwurf 8. 24 ff.; Radorff, Commentsr ad 92 Nn. 3 (& 288); 
Oppenhoff, Gommentar ad § 02 Nr. 1; Schwärze, Gommentar S. 319 
und 828. — Die AhSnderimg des im pzvuBB. StG.B. (§ 71) gebnmchten 

Wortes „fremde" m „aadere" nuias, da gwade die Beibehaltung jenes im 
Munde der Helchsgesetzgebung eine piignaate, nach Aussen des Reiches 
verwetsende Bedeutung besessen hätte, zu dieser Auslegung führen, zumal 
da auch in § 81 Ziffer 4, und hier ebenMs unter Gebrauch dea Wortes 



u\gui^Cü Ly Google 



— 63 



landern anwendbar ist, wurden, wie uns bedüukt ungerecht- 
fertigte, Angriffe erhoben 8). 

Dieselben gipfelten darin, dass es ein Unding sei, etwa 
einmal den Gerichten eines Bundeslandes ztmunnthen, über 
die eigene Begiening, die sich zum Nachtheile eines anderen 
Bundesstaates mit dem Verbrecher in Verbindung gesetzt hat, 
ein vernichtendes Urtheil zu fallen. Allein abgesehen davon, 
dass durch unsere Gerichtsverfassung garantirte Unaljhängig- 
keit der Gerichte die gerechte Beurtheilung der bundeswidrigen 
Handlungen einer Landes- Begieruug durch dieselben auf 
Grund des Reichsrechtes erwarten liesse, so könnte ja auch 
der betroffeue Staat auf dem Wege der Rechtshilfe eine Be- 
strafung des Schuldigen, durch andere Gerichte als die des be- 
theiligten Staates erlangen. 

Jedenfalls entspricht es der publica honestas, wenn das 
Ileich ein hiuterlistiges .Verhallen gegen ein anderes Bundes- 
land mit Strafe bedroht. Hiezu war es schon deshalb ver- 
anlasst, weil, wenn „die Angehörigen verschiedener Bundes- 
staaten gleichsam Glieder einer Familie sind, die in yer8chie- 
denen Häusern wohnen"^), es Sache des Familien haupt es 
ist, tür die Beilegung allenfallsiger Zwistigkeiten Vorsorge zu 
treffen. 

§ 15. 

ß, Inland im Sinne des Landesstrafrechts. 

Trotzdem nunmehr bereits seit mehreren Jahren der straf- 
rechtliche Begriff „Inland^^ unbestreitbar das ganze Bundes- 
Gebiet umfasst, kann auch ausser den bisher besprochenen 
Fällen die Frage entstehen, ob nicht doch noch innerhalb 
des Reiches hie und da von Inland und Ausland gesprochen 

„andere", die Möglichkeit einer DlTexigeiu der InteresMii und Bestrebimgen 
der Terschiedenen Bundeutaaten anarkaimt ist 

*) Heinse, Erflrtemogen 8. .64 ff.; revidirter Entwurf 8. 24 ff.; 
Laband a. a. 0. S. 147. 

*) wie Goose in t. Holtaendodfa Strafrechtneitung 1868 8p. 364 
«ich anadrOckt 
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werden müsse. Liest man die Motive zu den §§ 1 — 15 des 
Eutwurfes der deutscheu Strafprozessordnung oder die 
AnsführuDgen Häberlin's*) und NesseTs^), so könnte man 
allerdings in der Ansicht bestärkt werden, dass nunmehr „kein 
Staat des Reiches im Verhaltniss zu einem anderen Bundes- 
staate als Ausland zu betrachten sei^, dass der Unterschied 
zwischen Inland und Ausland, Liländer und Ausländer inner- 
halb der Grenzen des Bundes weggefallen sei, und jeder An- 
gebürige eines Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate 
als Inländer gelte, sowie dass ,,das Territorialprinzip auf die 
Bundesstaaten überhaupt gar keine ^ Anwendung ünde". 

Allein es besteht für uns kein Zweifel darüber, dass an 
diesen drei Stellen für einen richtigen Gedanken nur eine zu 
allgemeine Fassung gewählt und nicht an die Konsequenzen 

gedacht wurde, welche aus dieser gezogen werden könnten. 

Man hatte dabei nur das Bundesstrat'recht im Auge, 
für welches jene Sätze vollkommen angemessen sind, und über- 
sah, dass neben jenem noch Land es Strafgesetze bestehen 
blieben, auf welche sie nicht passen. 

Hiemit ist aber die Nothwendi^^keit begründet, auf die 
Bescln anktlieit des Herrschaftsgebietes solcher Partikulargesetze 
besonders aufmerksam zu machen, und die von John*) ge- 
machte Proposition gerechtfertigt, in das Bundesgesetzbuch 
eine diesbezügliche ausdrückliche Bestimmung aufzunehmen. 

Nach der Natur der Sache und im Hinblicke auf unsere 
früheren Auseinandersetzungen bedarf es hier keiner weiteren 
Darlegung, dass für die Landes Strafgesetze, ihrem be- 
schränkten Geltungsbereich entsprechend, der Begriff Inland 



>) Yeriumdlaiigeii da dentaehen ReichstageB 1874 Bd. III (Druck- 
sieben SU Kr. 5) S. 131. 

^ kritische Bemerkoogeu xn dem Entwnife eines Stnf-Geaets-Bucfaes 
fOr den Norddeutschen Bund (1869) S. 6 und 7. 

•) Goltdainmer*a Aschiv Band 25 (1877) Seite 17. 

^) Entwurf mit IfotiTen su einen St6.B. für den Norddeatsdien 
JittDd (1868) S. 24 u. 32. 
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sidi nur auf den Staat mtreckt, dessen Geeetzgebtmg de ent- 
sprungen sind. 

So selbstverständlich dieser Satz orsch( iiien mag, eben- 
aOBehr ist er die Quelle verschiedener Kontroversen. 

Für's Erste läugnet Heiuze^) vollkommen dessen Be* 
rechtigung: „Ausland ist nur, was jenseits der Grenzen des 
Bundesgebietes liegt*^ Allein wie wenig richtig diese Auf- 
Stellung ist, geht daraus hervor, dass sie gerade gelegentlich 
der Frage gemacht ' wird, ob nicht die auf das Herrschafts- 
gebiet des R.St.G.ß. bezüglichen Vorschriften desselben auch 
analog auf die einzclataatlichen Gesetze angewendet werden 
können. Im Grunde genommen ist dies doch nichts Anderes 
als gerade die Anerkennung des Gegen theils der hiebei von 
Heinz e aufgestellten Thesis. Zur Rechtfertigung derselben 
Yerweist er zwar auf den Unterschied zwischen den Bestim- 
mungen des § 9 des fi.StG.B. und des § 23 des Bechtshilfe- 
gesetzes vom 21. Juni 1869* 

Wenn nun auch vollkommen richtig ist, dass nach ersteren 
die Auslieferung eines Deutschen an eine ausländische Re- 
giei'ung unzuliissig, während nach dem letzteren eine solche 
an eine andere deutsche Regierung nicht nur nicht verboten, 
sondern sogar geboten ist, selbst wenn es sich um einen 
eigenen Unterthanen des ausliefernden Staates handelt, so 
darf doch hiebei nicht ausser Acht gelassen werden, dass wir 
es bei dem Thema Auslieferung, wie schon oben einmal her- 
vorgehoben, mit einer vorwiegend staatsrechtlichen Frage zu 
thun haben. Für das Straf recht kann aber nichts desto- 
weniger ein Gebiet — weil ausserhalb des Geltung'-hereiches 
eines speziellen Gesct/cs gdogiMi — Ausland sein, obwohl an 
dasselbe eine Auslieferung zulässig ist, weil es staatsrecht- 
lich zum Inland zu rechnen ist. 

Sie haben denn auch Theorie und Praxis^) keinen 

*) Ds8 Yerbftltiiiss des Bdcluatnfredit zum Laodesstnfirecht 8.48 ff. 

*) Schwane, Gommentur S. 311; Rubo S.290; Berner, Lehz^ 
hach S 128 «. K (S. 262); Schatze, Lehibuch S 20 Kote 1 (S. 55). 

') Erkenntnlflse des 0.AO. Berlin in Goltd. Archiv Bd. 20 S. 129 
vnd MM, andi in Oitpenhoifb Bechtepredumg Bd. 18 S. 75 and 521. 

5 
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Anstand geoommen, wa erkliireQ, dm sioh für die AnvandiiDg 
Ton Landes Strafgesetzen der Begriff Inland nkht naoli dem 
§ 8 des B.St.6.BM der sich auf dieses aUei^ besolirankt, son- 
dern nach dem für dieselben noch fortbestehenden Gegensatse 

zwischen den einzelnen Bundesstaaten bemesse. Betont ja auch 
der allegirte § ausdrücklich, dass seine Begriffsbestim nun ig nur 
»4»! Sinne dieses Strafgesetzes" aufzufassen sei, und bringt 
hiemit in unzweideutiger Weise zum Ausdruck, dass der frag- 
liche Begriff keine „Materie" im Sinne des § 2 Abs. 1 des 
EinlGes« zum B.St6.B., also einer Modifizimng dnn^ dio 
I4indesgesetzge1mng für daa ihr Überlassene GeMet nidit ent- 
zogen sei. 

Wenn wir nun auch zu der zweiten Frage Stelhmg nehmen 
sollen, ob nämlich für die Landesstrafgesetzc die Bestimmungen 
des Il.St.G.B. in den §§ 3 — 6 in Anwendung zu bringen seien, 
so glauben wir, dass einem solchen Vorgehen, zunäohst soweit 
es sich um Ausland im Sinne des Beidisrechtes handdt, eim 
gere<^tes Bedeolien nicht entgegengestellt werden kaua. 

Es meint zwar Rubo (S. 272), dass in Anbetracht des 
§ 4, Abs. 2 des R.St.G.B., der nur von „den Strafgesetzen des 
Deutschen Beiches" spreche, wegen im Auslande begangener 
Handlungen „mne Verfolgung nach den Strafgesetze eines 
Bundesstaates unstntüiaft ist^. 

Allein vorher (8. 261) geht er selbst von der Ansicht 

aus, dass „es den Landesgesetzgebimgen freigelassen ist, 
inwieweit sie rücksichtlich der Landesstrafgesetze das Terri- 
torialitäts- oder das Nationalitätsprincip zur Geltung bringen"« 

£s lässt sich wohl auch kein plausibler materieller 
Grund denken, weshalb der Gesetzgebung eines Bundeslandes 
das Becht entzogm sein sollte, r&cksiehtlich der in ihrer Kom- 
petenz erlassenen Vorschriften anzuordnen, dass ihre speziellen 
Staatsangehörigen dieselben auch im Auslande beobachten 
sollen. 

Von dieser Befuguiss haben die meisten dentsclMa Im» 
desgesetzgebungen hei Gelegenheit dw EinAhning des R.St.G.B, 
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In dor Weise Gebranch gemacht^), dass sie einfach die ein- 
schlägigen Grundsätze des gemeinsamen Gesetzbuches, aus- 
drücklich oder durch Ausserkraftsetzuug ihrer Tormaligen Be- 
stimmungen, adoptirt haben. 

Aber auch bezüglich der interterritorialen Verhält- 
nisse innerhalb des Deutschen Reiches dürfte der analogen 
Anwendung der fraglichen Bestimmungen des R.St.G.B. auf 
die entsprechenden Fragen der Landesstrafrechte kein Uinder- 
niss im Wege stehen*). Am wenigsten jedenfalls der Ton 
Heinze so sehr herrorgehobene Umstand, dass das RSt.G.B. 
das ganze Bundesgebiet als Einheit betrachtet und die §§ 3 ff. 
desselben nur Inland und Inländer im Sinne dieser Einheit 
kennen. Denn wenn von einer analogen Anwendung jener 
Gesotzesstollen auf Vorschriften mit beschränktem Geltungs- 
bereiche die liede ist, so versteht es sich auch von selbst, 
dass die Begriffe derselben in entsprechender Beschränktheit 
aufge£fi8st werden müssen. 

Im Uebrigen sind natürlich auch wir dor Ansicht, dass 
hiebei die Ziff. 1 und 2 des § 4 tou selbst ausser Betracht 
bleiben, wie wir auch femer die Rücksichtnahme auf das 
mildere Gesetz des Thatortes sowie eine möglichst ausgedehnte 
Anwendung des Territorialprinzips auf die Landesstrafgesetze 
wünschen. Insbesondere würden wir es deshalb für zu weit 
gehend erachten, wollte man — was von Gross^i^) lediglich als 
eine ««Consequenz der Vereinigung der Staaten zu einem Bun- 
desstaat** ansieht — polizeiliche Vergehungen^ welche in einem 
Partikularstaato des Bundes begangen werden, nach demjenigen 
Gesetzen oder Strafdrohungen, welche am Ort der begangenen 



Vcrffl. (las bayer. Vollzugs-Einfühningsgesetx vom 26. DezemlxT 
1871, (las wiirttcmbcrgischc Gesetz ilcss. Hetr. v. 27. dess. Mts. ; das badische 
Gesetz dess. Betr. vom 23. ejusd , das liessi.sche Gesetz des.s. Betr. vom 
13. Oktober 1871, das anlialtinische Gesetz dess Betr. v. 30. Dezbr. 1870. 

•) So auch Oppen hoff, CuniineiUar ad § 4 Nr. 35; ad §5 2sr. 4; 
dagegen Heinze, Reichsstraf recht und Landesstrafrecht, S. 42 ff. und 
in T. Holteendorfs Handbuch Bd. II S. 18. 

>») GeiichtMal Bd. 21 S. 262. 

5» 
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That gölten, aneli in don anderen Staaten des Bundes 

bestrafen. 

Da wir Ileinze auch bezüglich d>)r analogen Anwend- 
barkeit des § 6 des Il.St.G.B. beistimmen, so betrachten wir 
ebenso, wie der bereits, einmal angezogene Autor in der Straf- 
reditszeitimgi') entgegen der von John 12) imd Edel*») ver- 
tretenen Ansicht die zwischen den einseinen Bundesstaaten ab- 
geschlossenen Vertrage aber Bestrafnng YOn im Auslände (nach 
der Auffassung des Landesstrafredites) verilbten Ueber- 
tretungen noch zu Recht bestehend. 

Die Schöi)fang dos deutschen Reiches machte diese Kon- 
ventionen nach keiner Riebt ung, die Einführung des R.St.G.B. 
nur für die in demselben geregelten Materien überflüssig. 
Soweit hingegen die Kompetenzsphäre des Landesstrafrechts 
reicht, sind dieselben natürlich nicht von selbst aufgehoben, 
im Gsgentheil geradezu unentbehrlich. 

Sie . bieten die Möglichkeit, solche Handlungen nicht nur 
am. fomm delicti commissi unter gleichzdtiger oder nach- 
folgend r Anrufung der Verpflichtung zur Rechtshilfe, sondern 
auch um forum domicilii zu verfolgen, woran unter Umständen 
der Heimathsstaat ein lebhaftes Interesse haben kann. 

Erforderlich bleibt hiebei nur eine genaue Prüfung, ob 
zwischen den partiknlarrechtlichen Bestimmungen der einzelnen 
Bundeslande, nicht bloe eine scheinbare, sondern wirkliche 
Uebereinstimmung bestehe. Bei der schon oft yon uns be- 
tonten lokalen Bedeutung und Färbung derselben ist in dieser 
Richtung die grösste Sorgfalt anzuempfehlen. 

9 16. 

y. Inland im Sinne der Blankett-Straf- Gesetze. 
Alles dieses hat auch Anwendung zu finden auf das 
Landesstrafrecht^ welches unter .der Firma des Beich^straf- 

") 1869 (Bd. 9) Sp. 151. • 

") a. a. 0. S. 80. 

' *) Das Polizi'iätrafgesetzbuch für das Königreich Bayern v. 26. De- 
zember 1871 S. 21 Note 6. 
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rechtes auftritt, auf die von Binding') trofifond als „Blan- 
kettstrafgesetze"*) bezeichneteu Strafdrohungen, weldie 
ihre materiellen Vorausssetzongen erst durdi partikuläre, meist 
sogar nur yon den Polizeiorganen zu erlassende, Vorschriften 
erhalten 

Bei Betrachtung derselben tritt vor Allem ein starker 
Zweifel darüber auf, ob es angemessen war, derartige Be- 
stimmungen von Reichswegen aufzustellen 

In einem Einheitsstaate, dessen Polizoirocht gesetzlich 
geregelt ist, wird die £rla8sung solcher Blankettbestimmungen 
nicht selten nothwendig, damit die Pob'zeibehörden im Be- 
dürlnissfalle für ihre Anordnungen die Yorgeschriebene gesetz- 
liche Grundlage haben. Anders dagegen im zusammengesetzten, 
im Bundesstaat. Hier besteht neben der gemeinsamen Legis- 
lative, noch die gesetzgebende Gewalt der Gliedstaaten. Diese 
kann selbst die Bedürfnisse ihres Einzelstaates, und zwar als- 
bald in einer den Verhältnissen völlig entsprechenden Weise, 
auf gesetzlichem Wege befriedigen. £ine gemeinsame Ge- 
setzgebung ist, wie Schwarze im verfassunggebenden Reichs- 
tage') richtig bemerkte, nur soweit beredbitigt, als auch in der 
That ein gemeinsames Bedürfiiiss dazu vorhanden ist. Wo 
aber die genauere Bezeichnung, die Substantiirung der straf- 
baren Handlungsweise den Organen der Einzelnstaatcn über- 
lassen wird, ist entweder überliuiii)t kein gemeinsames oder 
höchstens ein in verschiedenen Theilen des Reiches verschie- 
denartig auftretendes Bedürfniss vorhanden, und hätte man 
deshalb besser der Landesgesetzgebung das Feld geräumt, die 
für derartige Fragen den nächsten Beruf hat 

Die Normen und ihre Uebertrotuiig Bd. I S, 74 AT. 
-) Heinz e, Reichs- und Laudesstrafrccht S. 56, bezeichnet die- 
selben als „blinde Strafdrohungen". 

») Vergl. z. B. Gewerbeortlnung vom 22. Juni 1869 § 149 Ziff. 6; 
R.St.G.B. § 327; 328; 360 Ziff 2, 9, 12; 361 Ziff. 6; 365; 866 Ziff. 1, 
10; 867 Ziff. 2, 3, 4, 5, 9, 14, 15; 368 Ziff. 1, 2, 8; 869*Ziff. 8. 

*) YeifL hiesn Dinding, der Entwurf ete. S. 5 ff., Nonnen Bd. 
I 8. 74 ff.; Heiose, ErOrtemngen 8. 94 ff. 
Stenograph. Beridit S. 234. 
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'Eine solche S(;ll)st])eRchränl<iiTig wäre der Reichsgosotz- 
gebung um so näher gelegen, iiU sich die von solchen Straf- 
bestimmungen angedrohte Strafe ohnehin gewöhnlich innerhalb 
der Ton dem Einfuhnmgsgesetze (§ 5) der Partikulargesetz- 
gebung oüea gelassenen Sphäre bewegt. 

Ein nachahmuogswerthes Beispiel hat hier von jeher und 
auch 80 in dem neden Enttnirfe*) die Gesetzgehmig der 
Niederlande, also eine« Einheitsstaates, gegeben, die bei 
Behandlung der Uebertretungen der Autonomie der Provinzen 
und Gemeinden die rücksichtsvollste Schonung angedeihen Hess. 
In erhöhtem Grade natürlich wäre eine derartige Zurück- 
haltung für einen Bundesstaat gegenüber der Gesetzgebuugs* 
gewalt der Gliedstaaten angemessen gewesen. 

Es tritt dies auch bei der praktischen Wärdigong soldier 
Blankettgesetse mi Tage. Da es bei ihnen möglich ist, dass 
der eine Staat dieses, der andere jenes unter die notmirte 
Strafdrohung stellt, da in dem einen Staate' erlaubt sein kann, 
was in dem andern unter dem Schutze einer reichsrecht* 
liehen Strafbestimmung steht, so macht sich in der That 
unter dem Scheine der Rechtseinheit die liechts Verschieden- 
heit und -Mannigfaltigkeit breit. 

lu Folge des letzteren Umstandes qualifiziren sich die 
2or Ausfüllung der Blankette getroffenen Anordnungen als 
partikulare; weshalb für sie auch der partikulanreGhtiidie Be- 
griff Inland der allein richtige und massgebende ist 

So stehen wir vor dem Resultate, dass ohne Noth die 
Veranlassung dazu gegeben worden ist, dass bezüglich einer 
formell vom Reiche ausgegangenen Bestimmung ein Bundes- 
land gegenüber dem anderen als Ausland zu betrachten ist. 

•) Yeigieiche die Motive m demselben S. 364 ff. 
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